Medienecho 2-2009
Debatte um Pro Reli und Pro Ethik in Berlin 

Auswahl / Zeitraum:  3. – 14. Januar 2009  

Artikelübersicht

NACHTRÄGE bis 3. Januar 2009 

Süddeutsche Zeitung v. 24.12.2008: Trennung von Kirche und Staat. Leserbrief von Helga Killinger, Gauting

4. Januar 2009 

Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung: Religion: Privatsache.  Leserbrief zu "Das Gespenst des Humanismus" von Antje Schmelcher (28.12.2008) von Heinrich Droege, Frankfurt am Main

5. Januar 2009 

PRO - Christliches Medienmagazin: "Pro Reli"-Vorsitzen-der Lehmann im Interview: "Wir wollen Wahlfreiheit" 

Humanistischer Pressedienst – hpd: Religions- und Weltanschauungsunterricht [in Berlin; mit Tabellen im Archiv von fowid.de, Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland) 

6. Januar 2009 

Tagesspiegel: Volksbegehren: Initiative "Pro Reli" zählt 132.000 Unterschriften
Berliner Zeitung (Leserbrief): Pro-Reli-Debatte geht ins neue Jahr
PRESSEINFORMATION der Initiative Pro Ethik: Religionsfeindlichkeitsvorwurf des Pro-Reli-Vor-sitzenden Lehmann gegen HVD haltlos. Autor wendet sich gegen Instrumentalisierung für Anfeindungen

hpd-Artikel: Zur Zuspitzung im „Pro-Reli"-Streit 

HVD-Presseinformation: Der HVD ist nicht religionsfeind-lich. Angriffe von „Pro Reli“ erweisen sich als haltlos. Autor des Beitrages „Die religiöse Dressur des Kindes“ wehrt sich gegen Instrumentalisierung von „Pro Reli“ (auch veröffentlicht durch hpd)

IDEA-Meldung: CDU-Politiker bedauert Schärfe im Streit um Religionsunterricht. Parlamentarischer Staatssekretär Hermann Kues stellt sich hinter „Pro Reli“. Meldung auch auf: kath.net

7. Januar 2009 

Die Welt: Gegendarstellung auf Verlangen des SPD-Landesverbandes Berlin
KNA-Meldung auf Radio Vatican: Staatssekretär zum Berliner "Pro-Reli"-Streit


Berliner Woche: Ein Kampf um die Köpfe der Kinder. Soll Religion Wahlpflichtfach an Berlins Schulen werden? Darüber streiten die Initiativen „Pro Reli“ und „Pro Ethik“. / Von Ulrich Lenhard
Meinung auf: www.seelsuche.de am 7.1.2009: Pro-Reli: Unlautere Argumentation

8. Januar 2009 

Senator Erhart Körting zu Pro Reli und zum gemeinsamen Ethikunterricht. Interview mit Deutschlandradio Kultur am 8.1.2009 (mit mp3-download)

Berliner Morgenpost und Die Welt (Online): Pro Reli nähert sich den 170 000 Stimmen. Organisatoren des Volksbe-gehrens für ein Wahlpflichtfach Religion optimistisch /  Von Florentine Anders 

Die Welt (Leserbrief): Gottlose Bestien / von Gerhard Jahnke, Heidenheim          

Die Zeit: Ethik oder Religion?: 

Religion! - In Berlin tobt ein Streit um die Vermittlung von Werten in der Schule. Heinrich Wefing fordert ein Pflichtfach Religion: Sonst verkommt der Unterricht zur unverbindlichen »Gott-AG« am Nachmittag + Online-Kommentare 

Ethik! - In Berlin tobt ein Streit um die Vermittlung von Werten in der Schule. Das Pflichtfach Ethik befürwortet Martin Spiewak: Denn die großen Fragen des Zusammenlebens sollten von allen Schülern gemeinsam erörtert werden - dazu Leserbrief von Wilfried Seiring

	Rheinischer Merkur: BERLINER KULTURKAMPF  Ethikunterricht gegen Religionsstunde – die Fronten verhärten sich Missbrauchter Humanismus Seine große  Bibelfestigkeit hat der Atheist Brecht dem Fach Religion zu verdanken VON ANDREAS ÖHLER

	


www.civitas-institut.de v. 8.1.2009 (Civitas-Institut. Für das christliche Gemeinwesen): Angriff kämpferischer Atheisten auf den Religionsunterricht

9. Januar 2009 

RadioEins: Ethik oder Religion?

taz: Schulfach Ethik oder Religion: Berlins Kulturkampf + Leserkommentare (Online): Manfred Spieß und Monika Rebitzki
Tagesspiegel: „Pro Reli“ sieht sich nahe am Ziel / von Jan Oberländer

Tagesspiegel: Volksbegehren: Religion ist kein Flughafen. Anders als bei Tempelhof könnte Klaus Wowereit seine Haltung zu Pro Reli schaden. / Von Gerd Nowakowski 

Tagesspiegel: Volksbegehren: Für "Pro Reli" wird's knapp

10. Januar 2009 

Tagesspiegel: Pro Reli muss 20 000 Stimmen in zwei Wochen sammeln Initiative ist zuversichtlich, die 170 000 nötigen Unterschriften zu bekommen / Von Christoph Stollowsky 


Berliner Morgenpost: Volksbegehren: 155 000 Unterschriften für Volksbegehren Pro Reli
Berliner Morgenpost: Volksbegehren: Pro Reli: Noch fehlen Stimmen / Von Florentine Anders

taz: 156.000 stimmen für Pro Reli

Blog-Beitrag: Berlin: pro-reli bläst zur Schlussoffensive / Gepostet von Kurt aka Roger Beathacker 

Berliner Zeitung: 155 000 Berliner für Religion als Wahlpflichtfach. Endspurt des Volksbegehrens bis zum 21. Januar / Von Marlies Emmerich

Bayernkurier (Gastkommentar): Religiöse Kompetenz wird heute gebraucht  /  Von Bischof Wolfgang Huber

11. Januar 2009 

Tagesspiegel: ENDSPURT: Die Hürden beim Sammeln
Tagesspiegel: Volksbegehren: Pro Reli: Volksentscheid am Tag der Europawahl?

Berliner Morgenpost: Interview. "Das Volksbegehren passt zu Berlin"

Berliner Morgenpost: Pro Reli: Ehrenamtliche werben für die Freiheit der Wahl

IDEA-Meldung: Berlin: Endspurt beim Volksbegehren für Religion 

12. Januar 2009 

Tagesspiegel: Das Schweigen der Muslime. In den meisten Moscheen wird die Initative Pro Reli ignoriert – dabei geht es auch um den Islamunterricht  /  Von Claudia Keller 

Deutschlandfunk-Sendung: Letzte Phase Volksentscheid "Pro Reli" in Berlin. Autorin: Steinbauer, Agnes

Sendung: Tag für Tag (mit mp3-download)
www.ERF.de: Endspurt beim Volksbegehren für Religionsunterricht. "Pro Reli" sammelt jetzt auch Unterschriften vor Einkaufszentren: Kai-Uwe Woytschak spricht mit Julia Sebastian, Sprecherin von "Pro Reli" (mit mp3-download)

Beitrag im Schweizer Rundfunk: Ethik oder Religion? Berliner Debatte um ein Schulfach (mit mp3-download)

PRO – Christliches Medienmagazin: "Pro Reli" will in U-Bahnen werben 

13. Januar 2009 

Humanistischer Pressedienst: Veranstaltungsbericht: „Ethik und Religion - ergänzend oder alternativ?" 

Tagesspiegel: Volksbegehren: Vier Minuten pro Stimme. Die Zeit läuft: Jetzt wirbt die Initiative Pro Reli auch in U-Bahnhöfen für das Volksbegehren / Von Hadija Haruna + Kommentare

Deutschlandradio: Philosoph Robert Spaemann für obligatorischen Religionsunterricht. "Pro Reli"-Debatte in Berlin: Robert Spaemann im Gespräch mit Ulrike Timm

14. Januar 2009 

Tagesspiegel: Körting will Pro Reli nicht auf Bahnhöfen. Senator kritisiert BVG für Erlaubnis zum Sammeln
NACHTRÄGE bis 3. Januar 2009 

Süddeutsche Zeitung v. 24.12.2008

Trennung von Kirche und Staat

Leserbrief von Helga Killinger, Gauting

Gustav Seibt hat einen neuen Begriff geprägt: Halbabstand! Den verwendet er als Gegengewicht zu einer "Sauberen Trennung" von Staat und Kirche - die wir noch längst nicht haben. Es soll damit der "Berliner Kampf" für den Religionsunterricht unterstützt  werden. Herr Seibt übersieht dabei , daß es den Kirchen nicht um Wahlfreiheit geht, auch wenn sie sich vordergründig für einen öffentlichen Islamunterricht einsetzen.  Nützlich ist ein Blick zurück und auf das Verhalten der Kirchen in den westdeutschen Bundesländern. Ein Lehrfach Ethik entdeckten die Kirchen ehemals erst, als sich dort immer mehr SchülerInnen vom  konfessionellen Religionsunterricht abmeldeten. Und dort verhalten sie sich plötzlich ganz anders:  Die Kirchen bestehen allein auf Religionsunterricht als ordentlichem Lehrfach. Ethik ist kein gleichberechtigtes Wahlfach, sondern ein diskriminierendes Ersatzfach für "ReligionsverweigerInnen". Zu Beginn der 70er Jahre  wurde dieses Fach nach und nach in den westdeutschen Ländern - teils mit anderer Bezeichnung  - als Barriere gegen Abmeldungen vom Religionsunterricht eingeführt. Das verstehen die Kirchen außerhalb Berlins unter Wahlfreiheit und sie fordern Wahlfreiheit nur dort, wo Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach nicht durchsetzbar ist! Denn in Wahrheit geht es ihnen um Ausdehnung eines überholten kirchlichen Sonderrechts auf Berlin. Es besteht also Reformbedarf in  entgegengesetzter  Richtung:  Der konfessionelle Religionsunterricht als Relikt der geistlichen Schulaufsicht aus vergangenen Zeiten ist in der Verfassung eines religiös-weltanschaulich neutralen Staates ein Fremdkörper. Die Trennung von Staat und Religion auch im Schulwesen ist an der Zeit - nicht nur in Berlin.Wenn der Begriff  "Halbabstand" auch noch  meint, daß die Rechtsgedanken des heutigen Verfassungsstaats, die Wertvorstellungen des Grundgesetzes  vom großen Erbe der Religionen und vom Evangelium geprägt seien,  kann man nicht umhin,  Geschichtsvergessenheit zu unterstellen. Alle die, die eine Verbesserung der Zustände in dieser Welt wünschten, Demokratie und Menschenrechte einführen wollten,  waren genötigt, gegen das Christentum zu kämpfen. Die traditionelle kirchliche Gesetzesmoral ist seit Paulus veraltet, sie ist nicht mehr auf der Höhe der Zeit. Griechische Philosophen, Psychologie, Gesellschaftswissenschaften, Verhaltensforschung liefern weit bessere Handlungsmodelle für die Menschen.Sehr Viele  - es ist inzwischen keine kleine Minderheit mehr - wollen keinesfalls  zurück  zu einem "Halbabstand" zwischen Staat und Religionen - dazu gehört auch die eingewanderte Religion Islam. Und erst recht kein "Halbabstand" bei der Gesetzgebung!

4. Januar 2009 

Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 4.1.2009

Religion: Privatsache

Leserbrief zu "Das Gespenst des Humanismus" von Antje Schmelcher (28.12.2008)

Der Religionsunterricht an unseren staatlichen Schulen gehört abgeschafft. Viele westliche Demokratien haben längst keinen Religionsunterricht mehr an den Schulen, weil sie die Trennung von Staat und Religion ernst nehmen. Meine Kinder waren froh, an den Grundschulen zwei Stunden Unterricht weniger zu haben, weil sie am Religionsunterricht nicht teilnahmen. Am Gymnasium dann gingen/gehen sie mit Spaß und Freude in den Ethikunterricht. Ihr Artikel endet mit dem Satz: "Es ist die Sprache der Indoktrination." Der Religionsunterricht an unseren Schulen ist Indoktrination, christlich-katholische oder christlich-evangelische Indoktrination. Religionsunterricht wie ich ihn verstehe, würde bedeuten, die Kinder über die großen Weltreligionen aufzuklären: wieso, warum, woher, Gemeinsamkeiten, Unterschiede … Aber das würde ja bedeuten, aufzuklären, und allein dieses Wort fürchten alle Religionen wie der Teufel das Weihwasser. Nein, mit der Abschaffung des Religionsunterrichts an unseren Schulen wäre allen Auseinandersetzungen der Boden entzogen. Und wie viel mehr Mathe, Sprachen, Physik, Musik und so weiter könnten stattdessen in den wöchentlich zwei Stunden unterrichtet werden. Wann endlich wird Religion bei uns wirklich Privatsache sein?   Heinrich Droege, Frankfurt am Main
5. Januar 2009 

PRO – Christliches Medienmagazin v. 5.1.2008

"Pro Reli"-Vorsitzender Lehmann im Interview: "Wir wollen Wahlfreiheit" 

In Berlin geht der Streit um den Religionsunterricht in die Endphase. Mit einer Unterschriftensammlung will die Bürgerinitiative "Pro Reli" die Einführung des Religionsunterrichts als ordentliches Lehrfach an den Berliner Schulen erreichen. Bis zum 21. Januar müssen dazu 170.000 Unterschriften von Berliner Bürgern gesammelt werden.

Ende vergangenen Jahres sorgte Christoph Lehmann für gehörigen Wirbel. In der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung" kritisierte er den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD), der sich für eine Gegenbewegung unter dem Motto "Pro Ethik" engagiert. "Zu der sogenannten Initiative Pro Ethik gehört federführend der HVD. Dieser zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann der "FAS". 

So befinde sich auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel "Die religiöse Dressur des Kindes", in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen würden. Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer. Der Anspruch der Initiative "Pro Ethik", mit einem einheitlichen Fach Ethik einen Beitrag zur Toleranz und zu gegenseitiger Verständigung leisten zu wollen, werde dadurch diskreditiert, so Lehmann.

Der vom Berliner Senat als weltanschauliche Gemeinschaft den Kirchen gleichgestellte HVD ist 1993 aus den Mitgliedern des 1988 vom Politbüro und der DDR-Staatssicherheit gegründeten Pankower Freidenker-Verbandes und dem West-Berliner Landesverband des Deutschen Freidenker-Verbandes hervorgegangen, so "FAS"-Autorin Antje Schmelcher in dem Beitrag. Er bietet an Schulen in Berlin und Brandenburg das atheistische Bekenntnisfach Lebenskunde an. In diesem Fach werde, so Lehmann, eine Interpretation von Religion gegeben, die von Religionsfeindlichkeit geprägt sei und daher für gläubige Menschen gleich welcher Herkunft nicht annehmbar sei. 

Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig und für die Zeugnisse irrelevant. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. "Pro Reli" möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. 

Für einen von "Pro Reli" angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 170.000 Unterschriften zusammenkommen. Derzeit haben nach Angaben von "Pro Reli" rund 135.000 Berliner unterschrieben. 


pro-Autor Benjamin Lassiwe hat für die aktuelle Ausgabe des Christlichen Medienmagazins pro mit dem Rechtsanwalt Christoph Lehmann gesprochen – er ist Vorsitzender von "Pro Reli". 

pro: Herr Dr. Lehmann, was ist das Ziel von Pro Reli? 
Lehmann: Um das zu verstehen, muss man erst einmal erklären, wie die Situation des Religions- und Weltanschauungsunterrichts in Berlin ist. Anders als in fast allen Bundesländern ist Religion in Berlin kein ordentliches Lehrfach, sondern eine freiwillige Arbeitsgemeinschaft, die in den Schulen von den Glaubensgemeinschaften angeboten wird. Dazu hat der Senat 2006 ein Pflichtfach Ethik eingeführt, das für alle Schüler ab der siebten Klasse verbindlich ist. Was wir nun erreichen wollen, ist, dass die Schüler Wahlfreiheit haben, dass sie sich also zwischen Ethik und einem ordentlichen Schulfach Religion entscheiden können. 

170.000 Unterschriften sind eine ganze Menge. Schaffen Sie das wirklich? 
Wir haben die Unterstützung der beiden großen Kirchen, der jüdischen Gemeinde und einiger muslimischer Verbände. Ich bin ziemlich zuversichtlich, dass wir das schaffen werden. Wir sprechen ja nicht nur die Menschen an, die an die Kirchen gebunden sind. Unsere Forderung nach Wahlfreiheit trifft vielmehr die Seele der Berliner: Schon Friedrich der Große wollte ja, dass jeder nach seiner Facon selig werden kann. 

Aber schon das gescheiterte Volksbegehren um den Flughafen Tempelhof hat ja versucht, die Berliner Seele anzusprechen... 
Das Volksbegehren ist gescheitert, weil nicht genug Leute an der Abstimmung teilgenommen haben. Wir rechnen damit, dass die Abstimmung über unser Volksbegehren am Tag der Europa-Wahl stattfindet, wo die Menschen sowieso in die Wahllokale gehen, auch wenn es nur die Europawahl ist. Abgesehen davon ist der Religionsunterricht anders als Tempelhof kein Ost-West-Thema: Auch im Ostteil der Stadt sind die Menschen für den Religionsunterricht ansprechbar. Und anders als beim Volksbegehren um den Flughafen interessiert der Religionsunterricht auch alle die 800.000 Menschen, die in den letzten 20 Jahren nach Berlin gezogen sind. Viele von ihnen kommen aus Gegenden, wo der Religionsunterricht ordentliches Lehrfach ist, und wünschen sich das auch für ihre Kinder. 

Nun argumentiert ja auch der Berliner Senat damit, dass auch das Fach Ethik der Toleranz dient. 
Das muss man mir wirklich mal erklären: Wenn man alle Kinder in ein Zwangsfach packt, und sagt, dass das jetzt multikulturell sei, dann ist das einfach abwegig. Das kann man nicht anders sagen: Wenn man die Kinder in ihrer kulturellen Vielfalt ernst nimmt, dann muss man ihnen auch die Möglichkeit geben, etwas von dem zu erfahren, wo sie herkommen, also etwas von ihrer eigenen Religion zu lernen. Und die Argumentation, dass man ein gemeinsames Pflichtfach Ethik als Basis für den Austausch der Schüler untereinander braucht, ist doch hanebüchen: Schließlich begegnen sich die Schüler in allen anderen Unterrichtsfächern rund 30 Stunden pro Woche. Auch dort findet ja ganz selbstverständlich ein Austausch über Werte statt. Ferner sieht unser Modell eine enge Kooperation zwischen den Fächern ausdrücklich vor, die natürlich auch einen Austausch einschließt. 

Menschen, die nicht in Berlin wohnen, sind bei Ihrem Volksbegehren nicht unterschriftsberechtigt. 
Das ist richtig. Aber auch solche Menschen kennen ja Menschen, die in Berlin wohnen. Wir hoffen daher auch auf finanzielle Unterstützung von Menschen außerhalb Berlins, und darauf, dass interessierte Eltern etwa aus Hannover oder München Bekannte in Berlin zur Unterschrift für Pro Reli animieren. Denn ich glaube wirklich, dass es bei Pro Reli auf die persönlichen Gespräche ankommt, die die Menschen schließlich zur Unterschrift animieren. 

Wir danken für dieses Gespräch!

http://www.pro-medienmagazin.de/themen/gesellschaft/gesellschaft-single/datum/05/01/2009/pro-reli-vorsitzender-lehmann-im-interview-wir-wollen-wahlfreiheit/

Humanistischer Pressedienst – hpd v. 5.1.2009 – Nr. 6055

Religions- und Weltanschauungsunterricht 
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BERLIN. (hpd) Kurz vor der „Weihnachtpause" veröffentlichte die Senatsverwaltung die aktuellen der Zahlen der Teilnahme von SchülerInnen am Religions- und Weltanschauungsunterricht an Berliner Schulen. Die Zahlen schreiben den Trend der vergangenen Jahre fort. Es gibt keine überraschenden Ausreißer.

Die Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung hatte die interessierte Öffentlichkeit zum Schluss des Jahres auf die Geduldprobe gestellt. Die im Oktober erhobenen Zahlen der teilnehmenden SchülerInnen am freiwilligen Religions- und Weltanschauungsunterricht an öffentlichen und privaten Allgemeinbildenden Schulen in Berlin, die normalerweise in der ersten Dezemberhälfte veröffentlicht werden, ließen im vergangenen Dezember auf sich warten ließen. Erst am 22.12.08 wurden sie frei gegeben.

Die Trends der vergangenen Jahre setzen sich weiter fort. Rund die Hälfte aller SchülerInnen besucht einen freiwilligen Religions- und Weltanschauungsunterricht. Von den jüngsten Schülern (Jahrgangsstufe 1-3) besuchen 78 % einen derartigen Unterricht und je älter die SchülerInnen werden, desto mehr sinken die Teilnahmequoten. Bei der Jahrgangsstufe 5 und 6 sind es noch 68 % der SchülerInnen die daran teilnehmen, in der Jahrgangsstufe 7 bis 10 nur noch 26 % und in der „Oberstufe" (Jahrgänge 11-13) sind es nur noch marginale 13 % der Jahrgangsstufe.

Die Teilnahmezahlen am evangelischen Religionsunterricht verringern sich dabei gegenüber dem vorigen Schuljahr um 0,7 Prozentpunkte auf 25,2 % aller SchülerInnen in Berlin und die Anzahl der TeilnehmerInnen am katholischen Religionsunterricht ist mit einem Plus von 0,2 Prozentpunkten stabil bei 7,7 % aller SchülerInnen. Die Humanistische Lebenskunde hat bei insgesamt weiter sinkenden Gesamtschülerzahlen einen Zuwachs von 5,4 % und kann damit ihre Teilnahme-‚Quote' um einen vollen Prozentpunkt auf 14,6 Prozent aller Schüler erhöhen.

Bei einem Anteil von 19,8 % evangelischer und 9,4 % katholischer Kirchenmitglieder in der Bevölkerung (EKD-Statistik), also zusammen rund 29 % Evangelische und Katholiken, erreichen die beiden Kirchen mit der Teilnahme von 33 % aller Schüler an ihrem schulischen Religionsunterricht mehr, als ihrem formalen Potential in Berlin entsprechen würde.

„Pro Reli"-Angaben unzutreffend

Die hohen Zahlen des angeblichen Rückgangs der Teilnahmezahlen am Religionsunterricht, insbesondere in den Jahrgangsstufen 7 bis 10, die von der Initiative „Pro Reli" immer wieder angeführt wurden, finden keine Bestätigung. Es zeigt sich jedoch etwas Anderes. In den beiden jüngeren Jahrgangsstufen ist die Verringerung des Anteils der teilnehmenden SchülerInnen größer. Mit 1,5 Prozentpunkten Verringerung (in der Jahrgangsstufe 5 und 6) und 1, 4 Prozentpunkten in der Jahrgangstufe 1 bis 3 ist dort der Rückgang ausgeprägter als mit 0,4 Prozentpunkten Verringerung in der Jahrgangsstufe 7 bis 10. Es kann also keine Rede davon sein, dass das zusätzliche Fach Ethik in dieser Jahrgangsstufe ein starker Anlass wäre, am gewünschten Religions- oder Weltanschauungsunterricht nicht teilzunehmen.   C.F.

Alle Tabellen im Archiv von fowid (Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland) 

http://hpd.de/node/6055   -  Links: [1] http://www.ekd.de/download/kirchenmitglieder_2007.pdf
[2] http://fowid.de/fileadmin/textarchiv/Religions-_und_Weltanschauungsunterricht__Berlin__2008-2009_02.pdf

6. Januar 2009 

Tagesspiegel v. 06.01.2009 

Volksbegehren

Initiative "Pro Reli" zählt 132.000 Unterschriften

170.000 Stimmen werden benötigt - 132.000 liegen vor. Die Organisatoren der Initiative "Pro Reli" haben noch gut zwei Wochen Zeit, das Volksbegehren für eine Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht zu einem Erfolg zu machen. / Von Rainer W. During
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Gut zwei Wochen vor dem Ablauf des Volksbegehrens für eine Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht ist die Zahl der Unterschriften von Unterstützern nach Angaben der Initiative „Pro Reli“ sprunghaft angestiegen. Die Initiative hat 132.000 gezählt. Tatsächlich würden inzwischen aber „wesentlich mehr“ vorliegen. Die Bezirksämter seien daher mit der Auswertung überfordert, heißt es beim Landeswahlleiter. Nach Angaben der Sprecherin von „Pro Reli“, Julia Sebastian, wurde über die Feiertage eine Vielzahl von noch nicht ausgezählten Unterschriften gesammelt. Kurz vor Weihnachten seien dem Wahlleiter Listen mit 100.000 Unterschriften übergeben worden. Gut 32.000 wurden bis zum 24. November ausgewertet, 30 333 davon für gültig befunden. Dem Vernehmen nach wurden im Dezember 11.000 weitere Stimmen geprüft. Damit das Volksbegehren erfolgreich ist, müssen sich mindestens sieben Prozent der stimmberechtigten Berliner, das sind rund 170.000 Personen, dafür aussprechen. du- 
http://www.tagesspiegel.de/berlin/Pro-Reli-Volksbegehren;art270,2698421

Berliner Zeitung v. 6.1.2009 (Leserbrief)
Pro-Reli-Debatte geht ins neue Jahr

Zu "Grundlage der Ethik ist auch das Christentum", Leserbrief von Dr. C. Höver (3./4. Januar):

Ein Volk ohne Religion ist laut Herrn Höver ein Volk ohne Kultur. Eine Frau ohne Kopftuch - eine Frau ohne Ehre. Ist das nicht eine zum Verwechseln ähnliche Sichtweise? Andrzej Berlin, Berlin

http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0106/leserforum/0130/index.html

PRESSEINFORMATION der Initiative Pro Ethik vom 6. Januar 2008

Religionsfeindlichkeitsvorwurf des Pro-Reli-Vorsitzenden Lehmann gegen HVD haltlos
Autor wendet sich gegen Instrumentalisierung für Anfeindungen

In der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung vom 28. Dezember 2008 war durch den Vorsitzenden von Pro Reli, Dr. Christoph Lehmann, gegen den HVD und indirekt auch gegen Pro Ethik, der Vorwurf einer angeblichen Religionsfeindlichkeit erhoben worden. Dieser Vorwurf wurde hauptsächlich damit begründet, dass der Humanistische Pressedienst hpd einen Artikel veröffentlicht habe, der angeblich Andersgläubige oder Andersdenkende herabwürdige.
Der HVD hatte inzwischen u.a. klargestellt, dass der Artikel auf den sich Dr. Lehmann bezog, nicht vom HVD zu verantworten ist und auch den Vorwurf einer Religionsfeindlichkeit strikt zurückgewiesen.
Nun hat sich der Autor des besagten Artikels , Thomas Häntsch, mit einer öffentlichen Stellungnahme zu Wort gemeldet und sich gegen die Instrumentalisierung seines Artikels für Anfeindungen gewandt.
Die Stellungnahme wurde heute vom Humanistischen Pressedienst hpd veröffentlicht (siehe unten).


hpd-Artikel v. 6.1.2009 

Religion vs Ethik  
Zur Zuspitzung im „Pro-Reli"-Streit 

(hpd) Der Autor Thomas Häntsch stellt klar, dass er sich von dem Vorsitzenden von „Pro Reli" vereinnahmt fühlt, indem seine Veröffentlichungen unbeteiligten Dritten untergeschoben werden und als Streitball für gegenseitige Anfeindungen benutzt werden. Er hat dem hpd dazu seine Stellungnahme übermittelt.

Eine Stellungnahme von Thomas Häntsch

Anmerkungen zu meinem Artikel „Die religiöse Dressur des Kindes" im hpd vom 27.03.2008 und der Äußerungen von Herrn Dr. Christoph Lehmann.

Erstens möchte ich klarstellen, dass ich diesen Artikel zur Veröffentlichung im hpd weder für eine Organisation noch im Auftrag von Dritten geschrieben habe.

Zweitens stehe ich zum Inhalt des Beitrages, der das Ergebnis eigener Recherchen ist und nicht die Religion angreift, sondern tatsächliche Gebräuche im Zusammenhang mit der Religionsausübung beschreibt.

Das Bedürfnis, mich zu dieser Veröffentlichung explizit zu äußern, ist entstanden, nachdem der Vorsitzende des Vereins Pro Reli, Herr Dr. Christoph Lehmann, diesen Artikel und meinen Namen in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung (Ausgabe vom 28.12.2008) erwähnte.

Herr Lehmann benutzte meine Veröffentlichung im Zusammenhang mit Vorwürfen gegen den Humanistischen Verband (HVD) als Anhaltspunkt für angebliche Religionsfeindlichkeit dieses Verbandes. Diese Sichtweise entbehrt jeder Grundlage, da ich weder Mitglied im HVD bin, noch arbeite ich in irgendeiner Weise für diesen.

Ich kann fernerhin den Tumult über den Inhalt nicht nachvollziehen, denn ich habe nicht, wie behauptet wird, Kommunionkinder mit Zirkuspferden verglichen. Dieser Zusammenhang kommt im Artikel nicht vor, die ersten Sätze sind lediglich eine Hinführung auf das Thema.

Es geht in diesem Artikel auch nicht um die Diffamierung von Gläubigen. Es geht vielmehr um eine Art von Frömmelei, die ein Tribut an gewisse Normen von Teilen unserer Gesellschaft darstellt.

Kinder, die in Familien aufwachsen, in denen der Glaube gelebter Alltag ist, werden allein durch das Vorbild der Eltern, durch die Teilnahme am Leben in der Gemeinde auf dieses Ereignis (Erstkommunion) hingeführt. Da braucht es keinen Unterricht durch staatliche Schulen, da müssen die Großeltern nicht mit neuer Soft- und Hardware - womöglich die neuesten „Ballerspiele" - werben. In diesen Familien wird mit großer Sicherheit das Wort der Bibel mehr Stellenwert als die Werbeslogans für Kommunionsgeschenke aller Art besitzen. Um diese Kinder geht es ganz und gar nicht.

Bei den Recherchen zum Thema habe ich feststellen müssen, dass Pfarrer und Katecheten teilweise entsetzt darauf reagierten, wie sich viele der Kinder verhielten, die zur Kommunionsvorbereitung in einer Kirche erschienen. Es waren Mädchen und Jungen katholischer Eltern, denen zunächst einmal beigebracht werden musste, wie man sich in einem Gotteshaus benimmt. In Anbetracht dieser Tatsache erscheint es glaubhaft, dass die Erstkommunion für diesen Teil nur eine eingeübte Handlung bleibt.

Der Vater eines Kommunionkindes, den ich fragte, ob er denn seinen Sohn schon einmal an die Hand genommen und mit ihm einen Gottesdienst gefeiert habe, antwortete. Das würden die Frauen machen, die in den Kommunionsgruppen die Kids auf die Feier vorbereiten. 
Dass eine derartige Einstellung keine Ausnahmeerscheinung ist, haben selbst die obersten Glaubenshüter erkennen müssen.
Die katholische Bischofskonferenz stellte 2005 in einer Veröffentlichung zum Religionsunterricht fest: „Dabei ist zu bedenken, dass der Religionsunterricht für eine wachsende Zahl von Kindern und Jugendlichen der wichtigste und oft auch einzige Ort der Begegnung mit dem Glauben und der Hoffnung der Kirche ist." (Die deutschen Bischöfe Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen 16. Februar 2005 Herausgeber: Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz Kaiserstr. 161, 53113 Bonn)

Wer den Artikel liest, der wird seine ganz individuellen Schlüsse daraus ziehen. 

Wer im christlichen (in diesem Fall dem Katholischen) Glauben verwurzelt ist, der wird über diesen Ausführungen stehen. Sie betreffen ihn nicht.

Derjenige, der zu den 86 Prozent der Katholiken zählt, die dem Gottesdienst fern bleiben und sich am Gemeindeleben (gewisse Weihen ausgenommen) nicht beteiligen, der wird sich darin erkennen. Vielleicht regt es diese Menschen zum Nachdenken an.

Ein Dritter wird sich darin erkennen, dass er der Hälfte der deutschen Bevölkerung angehört, die dies alles mit Steuergeldern mitfinanzieren muss, ohne einer der Kirchen anzugehören.

Ein Vierter wird sich provoziert fühlen, wird mir seinen Widerspruch mitteilen, dem ich mich gern stelle. Das gilt auch für Herrn Dr. Lehmann. Doch ich lasse nicht unkommentiert zu, dass meine Veröffentlichungen unbeteiligten Dritten untergeschoben werden und als Streitball für gegenseitige Anfeindungen benutzt werden.  http://hpd.de/node/6064   -  Links: [1] http://hpd.de/node/4209
HVD-Presseinformation v. 6.1.2008

Der HVD ist nicht religionsfeindlich. Angriffe von „Pro Reli“ erweisen sich als haltlos
Autor des Beitrages „Die religiöse Dressur des Kindes“ wehrt sich gegen Instrumentalisierung von „Pro Reli“
 
(Berlin 6.01.2009) Der Humanistische Verband Deutschlands, Landesverband Berlin (HVD Berlin) begrüßt die Stellungnahme von Thomas Hänsch, Autor des Beitrages „Die religiöse Dressur des Kindes“ (27.03.2008/ www.hpd.de), die er heute dem Pressedienst hpd übermittelt hat. In der Stellungnahme betont der Autor ausdrücklich, dass er den Artikel weder für eine Organisation noch im Auftrag von Dritten geschrieben habe. Darüber hinaus erklärt Hänsch, dass er weder Mitglied im HVD sei, noch für den Verband arbeiten würde. 

Aus Sorge nicht die geforderten 170 000 Unterschriften, die für ein Volksbegehren für die Einführung eines Wahlpflichtbereiches Ethik/Religion bis zum 21. Januar 2009 zu erhalten, zieht Dr. Christoph Lehmann, Vorsitzender des Vereins „Pro Reli“ alle Register. Manfred Isemeyer, Geschäftsführer HVD Berlin erklärt: „Die Unterstellungen in der FAS vom 28.12.2008 entsprechen nicht der Wahrheit. Dagegen werden wir uns mit juristischem Beistand eine Gegendarstellung erwirken“.  

Der HVD Berlin ist eine demokratische Organisation, deren Mitglieder sich an den Menschenrechten und den Werten von Individualität, Selbstbestimmung, Verantwortung orientieren. Gerade in einer multikulturellen Stadt wie Berlin ist es wichtig, sich für Toleranz und Verständigung der verschiedenen Religionen und Weltanschauungen einzusetzen. Antje Henke, Referentin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

auch veröffentlicht durch hpd:  http://hpd.de/node/6065
IDEA-Meldung v. 6.1.2009

CDU-Politiker bedauert Schärfe im Streit um Religionsunterricht

Parlamentarischer Staatssekretär Hermann Kues stellt sich hinter „Pro Reli“.

B e r l i n (idea) – „Fassungslos“ über die Schärfe der Debatte um Religion als ordentliches Schulfach in Berlin hat sich der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesfamilienministerium, Hermann Kues (CDU), geäußert. Anlass ist die Kontroverse um die von den Kirchen unterstützte Initiative „Pro Reli“.

Sie setzt sich in einem gegenwärtig laufenden Volksbegehren dafür ein, dass Schüler zwischen Religion und Ethik als gleichberechtigten ordentlichen Schulfächern wählen können. Der rot-rote Senat hatte zum Schuljahr 2006/2007 Ethik in allen siebten Klassen zum Unterrichtsfach gemacht. Religion kann nur freiwillig – wie bisher – zusätzlich belegt werden. „Pro Reli“ hat bisher 135.000 Unterschriften gesammelt. Wenn bis zum 21. Januar 170.000 Unterschriften zusammenkommen, müssen die Berliner im Sommer über einen Volksentscheid abstimmen. Vehement gegen ein Wahlpflichtfach Religion wendet sich die Kampagne „Pro Ethik“, die der Humanistische Verband leitet. Kues, der dem Zentralkomitee der deutschen Katholiken angehört, stellte sich am 6. Januar in einer Stellungnahme hinter die Initiative „Pro Reli“. Er habe den Eindruck, dass es vielen Gegnern der Initiative in erster Linie darum gehe, Religion und Religionsausübung als „eher skurril und verschroben“ darzustellen. Es trage „ein Stück Ignoranz“ in sich, „das Menschenrecht der religiösen Freiheit aus einer grundsätzlich distanzierten Haltung gegenüber Religion abzulehnen“. Man dürfe jungen Menschen das Recht nicht vorenthalten, sich für einen religiösen Standpunkt zu entscheiden. Nach Angaben der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung vom Dezember besucht etwa die Hälfte aller Schüler einen freiwilligen Religions- und Weltanschauungsunterricht. 25,2 Prozent nehmen am evangelischen Religionsunterricht teil, 7,7 Prozent am katholischen Religionsunterricht und 14,6 Prozent an der Humanistischen Lebenskunde.   Meldung auch auf: kath.net

http://www.idea.de/index.php?id=355&tx_ttnews[tt_news]=71441&tx_ttnews[backPid]=18&cHash=ae97c667c6   
7. Januar 2009 

Die Welt v. 7.1.2008

Gegendarstellung

In WELT vom 24.12.2008 verbreiten Sie unter "Bildung ohne Religion?": "Ausgerechnet in Berlin [...] hat man Religion durch ein neues Pflichtfach ,Ethik' [...] ersetzt. Religionsunterricht ist nur noch ein Zusatzangebot. [...] Das ist das Werk der rot-roten Koalition in Berlin [...]". Dazu stellen wir fest: Der Religionsunterricht ist in Berlin nicht durch das Pflichtfach "Ethik" ersetzt worden. Das Fach Religion war bereits vor Einführung des Faches "Ethik" nur ein Wahlfach.

Berlin, den 02.01.2009, RAin Dr. Stefanie Schork für den SPD-Landesverband Berlin, vertreten durch den Vorsitzenden Michael Müller

http://www.welt.de/welt_print/article2982315/Gegendarstellung.html

KNA-Meldung auf Radio Vatican v. 7.1.2009  

Staatssekretär zum Berliner "Pro-Reli"-Streit

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesfamilienministerium, Hermann Kues (CDU), hat die Auseinandersetzung um das Berliner Volksbegehren „Pro Reli“ kritisiert. Er sei fassungslos, welche Schärfe die Diskussion um Religion als ordentliches Schulfach in Berlin mittlerweile erreicht habe, so Kues am Dienstag in Berlin. Die aus Christen, Juden und Muslimen bestehende Bürgerinitiative „Pro Reli“ will erreichen, dass die Schüler zwischen gleichrangigen Fächern Religion und Ethik wählen können. Zur Zeit ist der vor zwei Jahren eingeführte Ethikunterricht Pflichtfach, der konfessionelle Religionsunterricht hingegen hat den Rang einer freiwilligen Arbeitsgemeinschaft.
(kna 06.01.2009 km)    http://www.oecumene.radiovaticana.org/ted/Articolo.asp?c=256924
Berliner Woche v. 7.1.2009

Ein Kampf um die Köpfe der Kinder

Soll Religion Wahlpflichtfach an Berlins Schulen werden? 
Darüber streiten die Initiativen „Pro Reli“ und „Pro Ethik“. / Von Ulrich Lenhard
Berlin. In Berlin tobt der Glaubenskampf. Die Kirchen wollen den Religionsunterricht zum regulären Unterrichtsfach aufwerten. Rot-Rot hält am alternativlosen Pflichtfach Ethik fest. Wer „Reli“ will, kann freiwillig hingehen. Ein Volksbegehren soll jetzt darüber entscheiden, ob Religion gleichberechtigt neben Ethik unterrichtet wird.

Nach kurzer Zeit kriecht die Kälte unter die Kleidung. Unterschriftensammler Theo Schütt weiß nicht, ob es 20 oder 100 Menschen sind, die inzwischen an ihm vorbeihasteten. Doch Theo Schütt gibt nicht auf, und kurze Zeit später unterschreibt eine Frau. „Gut, dass ich Sie sehe. Im Bürgeramt war Streik, als ich meine Stimme abgeben wollte“, sagt sie. Und schon hat Theo Schütt die Kälte vergessen.

Geht es nach Theo Schütt, soll Religionsunterricht erstmals seit Inkrafttreten des Berliner Schulgesetzes von 1948 zu einem „richtigen“ Fach werden, zu einem Wahlpflichtfach. Wenn Schüler heute den Religionsunterricht besuchen wollen, dann müssen sie in Berlin freiwillig „nachsitzen“. Dass trotzdem so viele Kinder und Jugendliche freiwillig am „Reli“ teilnehmen, erklärt die 13-jährige Henriette so: „Der Religionsunterricht ist richtig schön, weil wir da in einer kleinen Gruppe auch mal Zeit haben, andere Dinge zu machen: Wir gehen manchmal in die Stille, und wenn wir etwas besprechen, machen alle mit.“ Lucas (14) dagegen findet an Ethik gut, „dass man seine eigene Meinung entwickeln kann.“

170000 Unterschriften
Theo Schütt hat ein ganz anderes, überraschendes Argument gefunden, um die Menschen auf der Straße vom Fach Religion zu überzeugen. „Was schauen Sie sich im Urlaub an?“, fragt er. Und dann kommt meist die Antwort: „Kirchen.“ „Und wie soll jemand verstehen, was eine Kirche ist, wenn er nie Religionsunterricht gehabt hat?“, fragt Schütt dann.

170.000 Unterschriften müssen bis 21. Januar gesammelt werden, und der Familienvater ist stolz, wenn er ein paar dazu beiträgt. Und er ist nicht frustriert, wenn es nur so wenige sind, wie an diesem kalten Tag. Denn der evangelische Bischof Wolfgang Huber und der katholische Kardinal Georg Sterzinsky sind ja auf seiner Seite, und sie haben alle Kirchenmitglieder angeschrieben.

Brief löst Empörung aus
Der Brief mit der Bitte zur Unterstützung hat eine Reihe von Berlinern endgültig zum Kirchenaustritt bewegt. Andere sind empört. Aber viele Tausende haben ihre Unterschrift geleistet, und wenn es eines entscheidenden Anstoßes bedurfte, dann ist er damit erfolgt. Das weiß auch der Humanistische Verband Deutschland, der die Gegenbewegung „Pro Ethik“ ins Leben gerufen hat. „Die Behauptungen von Pro Reli und seinen Unterstützern entbehren oft jeglicher sachlichen Grundlage“, teilt Gerd Eggers mit. Der Koordinator von „Pro Ethik“ verweist darauf, dass „Reli“ überhaupt nicht an den Rand gedrückt werde, wie es die Kirchen behaupten. Es sei doch jedem Schüler unbenommen, zusätzlich noch in den Religionsunterricht zu gehen.

„Wer bleibt denn noch freiwillig in der Schule, wenn alle anderen längst nach Hause gegangen sind?“, fragt Rupert von Stülpnagel. Der Schulrat ist Leiter der Abteilung Religionsunterricht im Erzbischöflichen Ordinariat und damit oberster Religionslehrer in Berlin. So unhandlich wie sein Titel ist das Zahlenwerk, das beiden Seiten Munition liefert. Schülerzahlen und Zeitreihen können so oder so interpretiert werden.

Dabei ist es im Grunde ganz einfach: Mit jedem neuen Jahrgang, der Ethik als Pflichtfach hat, geht der Besuch des freiwilligen Religionsunterrichts zurück. Je nachdem, wer es vorrechnet, ist es ein Minus von 2,8 oder 14 Prozent. Das Bild ändert sich, wenn man Jahrgangsstufen mit in die Statistik nimmt, die mit der Neuregelung nichts zu tun haben. Dann wächst die Zahl der „Reli“-Teilnehmer, weil die Werbeaktionen der Kirchen in den Grundschulen so erfolgreich sind. Doch die Zahlen sind nur ein Nebenschauplatz. In Wahrheit geht es darum, wer Einfluss auf die Kinder hat: der vorgeblich neutrale Ethiklehrer oder der Religionslehrer. Kann nicht auch das Fach Ethik Verantwortung und Verhalten so verbindlich lehren, dass die Schüler es anwenden können? Ja, sagen Rot-Rot und die Initiative „Pro Ethik“. Nicht wirklich, finden die Kirchen und verlangen die Wahlfreiheit.

Es geht ums Prinzip
Es geht ums Prinzip. Die Kirchen und einige islamische Minderheiten wollen im Wahlpflichtfach „Reli“ Werte vermitteln, die persönlich und verbindlich sind. Die Gegner halten diesen Versuch für eine Spaltung und das Auftreten der Kirchen für eine Provokation. Bruno Osuch, Berliner Landesvorsitzender des Humanistischen Verbands Deutschland, formuliert die Kernthese von „Pro Ethik“: „Was Berlin braucht, ist nicht ein Mehr an Religionen in der Schule, sondern ein Mehr an gemeinsamer Wertevermittlung.“

Und so findet sich die wahre Frage, über die alle Berliner abstimmen sollen, tief begraben unter Scheindebatten und Zahlenkriegen. Sie lautet: Was verbindet die Schüler unterschiedlicher Herkunft besser und lässt sie friedlich zusammenleben? Wenn sie gemeinsam in einem Ethik-Unterricht sitzen, der unsere Demokratie und das angemessene Verhalten in ihr erklärt? Oder wenn sie von einem Lehrer unterrichtet werden, der aus einer klaren religiösen Heimat stammt und unter staatlicher Kontrolle ebenfalls die demokratischen Werte vermittelt?

Der Katholik von Stülpnagel nimmt den islamischen Religionsunterricht als Beispiel: „Der muslimische Schüler wird etwa die Rolle von Mann und Frau in der Gesellschaft, wie sie im Ethikunterricht vermittelt wird, nicht ernst nehmen. Dann geht er in die Moschee, und was er dort hört, entzieht sich der Kontrolle durch den Staat.“ Wenn aber Islamunterricht an der Schule unter staatlicher Aufsicht und im Rahmen staatlicher Lehrpläne stattfinde, sehe das ganz anders aus. Und gewollt sei das schließlich von den Muslimen selbst. Einige muslimische Verbände unterstützen „Pro Reli“ offen, andere stehen wohlwollend am Rand.

„Pro Ethik“ dagegen argumentiert: „Nur in einem gemeinsamen Unterricht werden Toleranz und Respekt für andere Kulturen, Religionen und Weltanschauungen gefördert und erfahren.“ Außerdem sollte der Staat Religionen und Überzeugungen gleichberechtigt nebeneinander vermitteln.

„Pro Ethik“ scheint langsam zu glauben, dass die Kirchen einen weiteren 000 Unterschriften(Etappensieg erringen könnten und die 170 zusammenkommen. Der Ton von Bruno Osuch wird scharf. Er nennt die Kampagne der Kirche jetzt „infam“ und fordert die Berliner auf, ihre Unterschrift beim Landeswahlleiter wieder zurückzunehmen. Theo Schütt ficht das nicht an. Er steht auch an diesem Wochenende auf der Straße und wirbt für den Religionsunterricht. 

	Das Volksbegehren

	Bis zum 21. Januar müssten sieben Prozent der Wahlberechtigten (knapp (170000(000 Berliner) unterschreiben. Bis Jahresende waren es rund 135 Unterschriften. Dann legt der Senat einen Termin für den Volksentscheid fest – oder verabschiedet das Gesetz selbst. Der Volksentscheid ist erfolgreich, wenn mindestens ein Viertel der Wahlberechtigten teilnimmt und die Mehrheit der Stimmen für das Gesetz abgegeben wird. Das 000 Schüler in Berlin sollen zwischen(Anliegen: Die rund 328 Religionsunterricht und Ethik entscheiden können. Bislang ist Ethik Pflichtfach, Religionsunterricht freiwillig.


[image: image7.png]


http://www.berliner-woche.de/REPORTAGE.199.0.html

Meinung auf: www.seelsuche.de am 7.1.2009

Pro-Reli: Unlautere Argumentation

Veröffentlicht am 7. Januar 2009 um 21:04 von Daniel in: Ethik, Weltanschauung.

Fassen wir einmal zusammen: Pro-Reli fordert die Abschaffung des Pflichtfaches Ethik zugunsten des Religionsunterrichts, mit dem Argument, Wahlfreiheit herstellen zu wollen. Dabei wird übergangen, dass jeder Berliner Schüler schon jetzt Religionsunterricht wählen kann.

Vielleicht weil man noch ein paar Stimmen braucht, um das Volksbegehren durchzusetzen, werden falsche Gerüchte über die Gegner der Initiative gestreut. Die wehren sich natürlich.

Grund genug für CDU-Politiker Hermann Kues, die Schärfe der Diskussion zu bedauern und noch einmal das Scheinargument der unterdrückten Christen zu nennen.

Wird man sich als nächstes gegen den Biologieunterricht wenden? Weil jeder Schüler die freie Wahl zwischen Evolutionstheorie und Religion haben sollte? Wird man natürlich nicht. Hier wird nämlich einfach ausgenutzt, dass viele gar nicht so genau wissen, worum es bei diesem Ethik-Unterricht eigentlich geht. Nämlich um neutrale und freilassende Wertevermittlung, keinesfalls um ein staatliches Gegenangebot zum Religionsunterricht.

Mancher Christ tut noch immer so, als habe man selbst die westlichen Werte erfunden. Warum aber mussten die Menschenrechte, die Homosexuellenrechte, die Rechte der Frauen und vieles mehr gegen den Willen religiöser und konservativer Gruppen erkämpft werden? Weil sie eben das Ergebnis der Aufklärung waren und nicht zu irgendeiner Religion gehören. Warum sollten fundamentale Werte unseres Staates nicht vermittelt werden? Und warum sollte man diese Vermittelung auf fachfremde Gruppen auslagern, denen es vor allem um Missionierung geht?         http://www.seelsuche.de/2009/01/07/pro-reli-unlautere-argumentation/

8. Januar 2009 

Senator Erhart Körting zu Pro Reli und zum gemeinsamen Ethikunterricht
Interview mit Deutschlandradio Kultur am 8.1.2009

anzuhören bzw. Download der mp3-Datei unter:

http://www.dradio.de/aod/html/?year=2009&month=01&day=08&page=6&

Berliner Morgenpost und Die Welt (Online) v. 8.1.2009
Der Artikel wurde erfolgreich verschickt!

Vielen Dank für Ihren Kommentar. Er wird in wenigen Minuten unter dem Artikel erscheinen.

Der Artikel wurde erfolgreich an null verschickt.
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Pro Reli nähert sich den 170 000 Stimmen

Organisatoren des Volksbegehrens für ein Wahlpflichtfach Religion optimistisch 
/  Von Florentine Anders 

Berlin - Täglich gehen in der eigens eingerichteten Poststelle für das Volksbegehren Pro Reli mehrere Kisten mit Unterschriften ein. Am Dienstag wurden bereits 16 Postkisten dem Landeswahlleiter übergeben. Genaue Zahlen gibt es von der Initiative noch nicht, doch Christoph Lehmann, Vorsitzender der Initiative Pro Reli, ist optimistisch: "Wir nähern uns deutlich den 170 000 Unterschriften." Bis zum Stichtag am 21. Januar müssen mindestens 170 000 gültige Unterschriften beim Landeswahlleiter eingehen, damit es zum Volksentscheid über das Wahlpflichtfach Religion an Schulen kommen kann.

Der letzte von der Initiative angegebene Zwischenstand vor Weihnachten lag bei 135 000 ausgezählten Stimmen. Zum Stand der überprüften Stimmen kann das Büro des Landeswahlleiters derzeit noch keine Angaben machen.

Seit Weihnachten gingen täglich mehrere Tausend Unterschriften eingehen, sagt Lehmann. Die ehrenamtlichen Helfer zählen derzeit alle Listen und Briefe aus. Dann werden diese dem Landeswahlleiter übergeben. Der lässt die Unterschriften von den Bezirkswahlämtern überprüfen und zählen. Die Ämter müssen die Namen mit dem Einwohnermeldewesen abgleichen und darauf achten, dass keine Namen doppelt vorkommen. Doch viele der gesammelten Unterschriften können noch gar nicht gezählt werden. Erst zehn Prozent der 300 Kirchengemeinden hätten ihre Listen bereits dem Büro vom Pro Reli zugesandt, sagt Lehmann. Viele Pfarrämter seien erst in dieser Woche wieder richtig besetzt.

Im Vergleich zum Volksbegehren für den Flughafen Tempelhof ist das Auszählen komplizierter. Damals durften nur in den Bürgerämtern Listen ausliegen, jetzt kann überall gesammelt werden. Die Bischöfe hatten vor Weihnachten zudem alle Gemeindemitglieder angeschrieben und für das Volksbegehren geworben. Die Briefe werden einzeln mit der Unterschrift an die Initiative für das Volksbegehren zurückgesandt.

Während in den Gemeinden die Aktion früher abgeschlossen ist, werben die Freiwilligen der Initiative weiter auf der Straße um Unterstützung. Am kommenden Wochenende wird im Bezirk Steglitz-Zehlendorf gesammelt. Die Initiative für das Volksbegehren setzt sich dafür ein, dass die Schüler zwischen den Pflichtfächern Ethik und Religion wählen können. Derzeit müssen alle Schüler ab Klasse sieben das Fach Ethik besuchen. Religion kann freiwillig zusätzlich belegt werden. Der Religionsunterricht ist damit vom Rang her zu vergleichen mit einer Arbeitsgemeinschaft am Nachmittag.

Unterdessen spitzt sich die Debatte um den Religionsunterricht weiter zu. Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesfamilienministerium, Hermann Kues (CDU), hat die Auseinandersetzung um das Berliner Volksbegehren "Pro Reli" kritisiert. Er sei fassungslos, welche Schärfe die Diskussion um Religion als ordentliches Schulfach in Berlin mittlerweile angenommen habe, sagte Kues. Er habe den Eindruck, dass es vielen Gegnern des Volksbegehrens darum geht, Religion als "eher skurril und verschroben" darzustellen. Die breite Initiative aus Christen, Juden und Muslimen zeige jedoch, dass viele Bürger ihr Freiheitsverständnis in der derzeitigen Regelung des Werteunterrichts in Berlin nicht wiederfänden. Zuvor hatte ein Artikel des Humanistischen Pressedienstes unter der Überschrift "Die religiöse Dressur des Kindes" für Streit gesorgt. Der Humanistische Verband hat inzwischen klargestellt, dass der Artikel des Autors Thomas Häntsch nicht vom Verband zu verantworten ist.

Wer in der Frage Religionsunterricht noch unschlüssig ist, kann sich auf verschiedenen Diskussionsveranstaltungen in den kommenden Tagen eine Meinung bilden. Morgen findet im Rathaus Steglitz (Schloßstraße 37) eine Diskussionsveranstaltung der CDU zum Thema "Frei Wahl - zwischen Ethik und Religion?" statt. Auf dem Podium sitzen der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, sowie der Vorsitzende von Pro Ethik, Gerhard Weil.

URL: http://www.welt.de/welt_print/article2989113/Pro-Reli-naehert-sich-den-170-000-Stimmen.html

Die Welt v. 8.1.2008 (Leserbrief)

Gottlose Bestien

Respekt für die Initiative "Pro Reli". Ohne Bezug auf die Bibel, auf wirklich absolute Maßstäbe, scheitern die humansten Absichten. Humanität ohne Divinität wird zur Bestialität. Die Bibel und der Respekt vor ihr sollten unbedingt wieder einen Platz in Erziehung und Kultur bekommen, wenn wir die Unterscheidung zwischen gut und böse nicht immer mehr verlernen wollen. Es ist bekannt, dass viele Menschen wieder Sinn und Hoffnung in ihrem Leben erfahren haben, weil sie ihr Vertrauen persönlich auf Jesus Christus gesetzt haben. In Ostasien, Mittel- und Südafrika, in Südamerika, in vielen Ländern der Erde sind es zusammen Millionen von Menschen, die eine Grundlage für ihr Leben gefunden haben, weil sie trotz manchen Widerstands dem Reden Gottes in der Bibel vertrauen. Das ist keine politische Bewegung, wirkt sich aber auch auf die gesellschaftlichen Zusammenhänge aus. Ehrlichkeit, Verlässlichkeit, Nächstenliebe - oft zarte Pflanzen - wachsen, wo Angst und Hass, Gleichgültigkeit und Hoffnungslosigkeit geherrscht haben.

Gerhard Jahnke, Heidenheim          http://www.welt.de/welt_print/article2989015/Leserbriefe.html
Die Zeit v. 8.1.2009
Ethik oder Religion?: Religion!

In Berlin tobt ein Streit um die Vermittlung von Werten in der Schule. Heinrich Wefing fordert ein Pflichtfach Religion: Sonst verkommt der Unterricht zur unverbindlichen »Gott-AG« am Nachmittag 

Der Name ist geschickt gewählt, den sich die Berliner Gegner des Religionsunterrichts gegeben haben: Pro Ethik. Aber er suggeriert eine falsche Alternative. Niemand, nicht einmal die glühendsten Kirchenvertreter, wollen den Ethikunterricht in Berlins Schulen abschaffen. Sie wehren sich lediglich dagegen, dass der Religionsunterricht zum unverbindlichen Zusatzangebot verkommt, zur »Gott-AG« am Nachmittag, erteilt parallel zu Jazzdance. Ebendas aber ist die Konsequenz der geltenden Regelung – und auch das Ziel vieler im Ethiklager, in dem sich allerlei antiklerikale Strömungen aus West- und Ostberlin versammelt haben. Die Initiative hieße besser »Contra Reli«.

Die Befürworter des Religionsunterrichts hingegen fordern lediglich, was einer liberalen Gesellschaft allemal gut ansteht: Wahlfreiheit für Schüler und Eltern. Jeder soll individuell entscheiden können, ob er am Ethikunterricht teilnimmt oder an einem konfessionell gegliederten Religionsunterricht. Beides in der Hauptunterrichtszeit, mit Zensuren und Zeugnisrelevanz. Freiheit oder staatliche Bevormundung?, das ist, zugespitzt, die Frage.

Dabei geht es nicht um den Wunsch nach möglichst vielen Angeboten für die Kleinen, denen neben Computerkenntnissen und Chinesisch auch noch ein wenig spirituelles Rüstzeug für die globalisierte Welt mitgegeben werden soll. Es geht darum, auf die großen Fragen nach Gott, nach dem Woher und Wohin, die alle Kinder irgendwann stellen, authentische Antworten zu bieten. Antworten von Lehrern, die sich mit ihrem Bekenntnis identifizieren und die Schüler mit der Geschichte der Religionen vertraut machen können, mit ihren Glaubensinhalten, mit ihren Differenzen und mit der prägenden Kraft der Religionen für die Kultur.

Tatsächlich kann ein anspruchsvoller Religionsunterricht die Welt weit jenseits von Kirche und Gemeinde erschließen. Er öffnet die Augen für Literatur und Philosophie, für Architektur und Musik. Wer die Bibel nicht kennt, sieht auf dem Abendmahl von Leonardo da Vinci nur ein paar langhaarige Männer in eigentümlichen Gewändern. Wer nie etwas von Religion gehört hat, wird nichts von der Geschichte Europas begreifen, nichts von den Kreuzzügen, von Investiturstreit und Dreißigjährigem Krieg, nichts von Aufklärung. Die Herausbildung des säkularen Staates, das jahrhundertelange Ringen um Gerechtigkeit und Menschenrechte – all das ist ohne die jüdischen und christlichen Traditionen des Abendlandes gar nicht zu denken. Wer nichts von Religion weiß, geht blind durch die Welt, abgeschnitten von den Wurzeln unserer Kultur.

Nun behaupten aber die Befürworter des Ethikunterrichts, in einer kulturell zusehends zerklüfteten Gesellschaft gelte das nicht mehr. In teils kaum verhüllter Islamfeindschaft warnen sie vor dem Trennenden der Religionen und fordern, in der Schule müssten verbindliche Werte, interkulturelle Kompetenz und wechselseitiger Respekt vermittelt werden. Schon richtig. Aber es wäre eine erbärmliche Schule, in der das einzig in einem Fach »Ethik« geschähe. Dass Männer und Frauen gleichberechtigt sind, dass die Menschenrechte für alle gelten, dass sogenannte Ehrenmorde feige Verbrechen sind – das muss die Schule in jedem Fach und in jeder Minute klarmachen. In Deutsch und Geschichte, auf dem Pausenhof und während der Klassenfahrt. Und, natürlich, im Religionsunterricht.

Vor allem aber ist die Prämisse falsch, ein Religionsunterricht, der getrennt nach Bekenntnissen erteilt wird, schade der Integration der in Deutschland lebenden Muslime. Im Gegenteil. Nicht der Glaube an Gott bedroht ja den Zusammenhalt der Gesellschaft – gefährlich ist nur religiöser Fanatismus, konkret derzeit: der islamische Fundamentalismus. Der aber gedeiht am Rand, in Hinterhofmoscheen und an Koranschulen, wo Import-Imame predigen, denen die moderne westliche Gesellschaft fremd ist. 

Ein regulärer Islamunterricht an staatlichen Schulen hingegen würde die Beschäftigung mit dem Koran herausholen aus diesem Milieu der Abgekapselten, das auch vielen gemäßigten Muslimen suspekt ist. Und er würde den Staat zwingen, an deutschen Hochschulen die Ausbildung von islamischen Religionslehrern zu organisieren. Auf wissenschaftlicher Grundlage, in deutscher Sprache, im Einklang mit dem Grundgesetz. 

Das sei staatlicher Paternalismus? Unsinn: Es wäre ein eindrucksvolles Symbol für die Ankunft des Islams in der Mitte der Gesellschaft. So wie heute Moscheen, auch große, gleichberechtigt neben Kirchen und Synagogen in unseren Städten stehen, so gehört auch ein staatlich beaufsichtigter Islamunterricht an unsere Schulen.

Davon profitiert eben auch der säkulare Staat selbst. Denn der lebt, wie es der Verfassungsrichter Ernst-Wolfgang Böckenförde formuliert hat, von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann. Er ist angewiesen auf die Sinnstiftung durch vorstaatliche Institutionen. Wie die Kirchen, gleich welcher Konfession. Auch deshalb sind Staat und Kirche in Deutschland nicht laizistisch getrennt wie in Frankreich. Sie stehen einander nicht misstrauisch gegenüber, sondern in wohlwollender Halbdistanz. Der Staat schützt die Freiheit, nichts zu glauben, genauso wie die Rechte der Gläubigen. Dazu gehört, dass das Grundgesetz den Religionsunterricht an staatlichen Schulen den Kirchen überlässt, »als ordentliches Lehrfach«, wie es in der Verfassung ausdrücklich heißt. 

Diese Normalität auch in Berlin herzustellen, das ist das Ziel. Nicht als Selbstzweck, sondern weil der Religionsunterricht mindestens drei Werte stärkt: Freiheit, Bildung, Integration.

http://www.zeit.de/2009/03/C-Ethik-Contra?page=all

Online-Kommentare (Stand: 12.1.2009, 9:30 Uhr)

'Normalität' 

Die 'Normalität', die Heinrich Wefing außerhab von Berlin zu sehen glaubt, bedeutet, daß 20% bis 50% der Schüler einen Weltanschuungsunterricht besuchen müssen, der nichts mit Glauben der Eltern zu hat. Mit Zensuren und Zeugnisrelevanz. Dagegen spiegelt das Berliner Modell mit seiner Wahlmöglichkeiten wie Jazzdance statt Religionsunterricht die Situation der säkularen Gesellschaft wider. Für die frühere Staatskirchen war dieser Zustand seit '45, seit diese…

Mehr (865 Zeichen)
Die 'Normalität', die Heinrich Wefing außerhab von Berlin zu sehen glaubt, bedeutet, daß 20% bis 50% der Schüler einen Weltanschuungsunterricht besuchen müssen, der nichts mit Glauben der Eltern zu hat. Mit Zensuren und Zeugnisrelevanz. Dagegen spiegelt das Berliner Modell mit seiner Wahlmöglichkeiten wie Jazzdance statt Religionsunterricht die Situation der säkularen Gesellschaft wider. Für die frühere Staatskirchen war dieser Zustand seit '45, seit diese liberale Regelung geschaffen wurde, unerträglich. Seit Jahrzehnten kämpften sie dagegen an. U.a. mit der Forderung nach einem Wahlpflichtfach Ethik. Als dann Ethik eingeführt wurde, war man aber nicht zufrieden, weil es plötzlich auch die eigenen jungen Gemeindemitglieder besuchen mußten. Ethik war ja schließlich nur für die vorgesehen, die lieber zum Jazzdance oder zur Mathe-AG gingen -wohl als Strafe.

Wirklich lustig ist aber These, man könne den 30jährigen Krieg nicht ohne vorher genossenen Religionsunterricht begreifen. Kann ja sein, daß man Konflikte erst versteht, wenn man sich auf das theologische Weltbild einer der Konfliktparteien einläßt. Nur dann stehen die Chancen eines durchschnittlichen Mitteleuropäers ohne jüdischen, muslimischen oder orthodoxen Religionsunterricht schlecht, den Gaza-Krieg oder den Gasstreit zu verstehen.

Pflichtfach Religion 

Der Artikel strotzt von (unfreiwilliger hoffe ich doch) Demagogie. Nicht die "Pro Ethik"-Verfechter suggerieren etwas Falsches, sondern die "Pro Reli"-Vertreter mit ihrer Kampagne "Freie Wahl" - hier besteht die Freiheit darin, allgemeinverbindliche Ethik abzuwählen und sein eigenes religiöses/ideologisches Süppchen ungestört zu löffeln. Der Autor wettert, daß "Religionsunterricht .. zum unverbindlichen Zusatzangebot" verkomme (schon dieser Ausdruck ist…

Mehr (998 Zeichen)
Der Artikel strotzt von (unfreiwilliger hoffe ich doch) Demagogie.
Nicht die "Pro Ethik"-Verfechter suggerieren etwas Falsches, sondern die "Pro Reli"-Vertreter mit ihrer Kampagne "Freie Wahl" - hier besteht die Freiheit darin, allgemeinverbindliche Ethik abzuwählen und sein eigenes religiöses/ideologisches Süppchen ungestört zu löffeln. Der Autor wettert, daß "Religionsunterricht .. zum unverbindlichen Zusatzangebot" verkomme (schon dieser Ausdruck ist verräterisch). Verbindlicher Religionsunterricht und fünfmal gemeinsam beten in sittlicher Kleidung - dies ist das Gebot der Stunde, fördert persönliche Reife und bringt Deutschland vorran! Religion (auch der Nichtglaube) ist Privatsache und soll es auch bleiben!
Der Anachronismus des ordentlichen Unterrichtsfachs Religion ist eine staatliche Bevormundung und kein Ausdruck von Freiheit. Es wird Zeit, dieses Relikt aus Urgroßvaters Zeit aus dem Grundgesetz zu streichen.
Der Grundsatz der Gleichbehandlung aller Schüler und Religionen verlangt die Beseitigung des Religionsunterrichts. Wissen um Geschichte - dazu bedarf es keines Religionsunterrichts. Im Gegenteil, von Theologen ist kein objektives Geschichtsbild zu erwarten.
Aber im Schlußsatz zeigt der Autor Humor: "der Religionsunterricht ... stärkt Freiheit, Bildung, Integration".
Belieben Sie zu scherzen? Leben Sie im Kloster oder in einer heil gedachten Retrowelt? Mit dem realen Leben hat diese Aussage nichts zu tun.   Maxim Graf

http://kommentare.zeit.de/commentsection/url/2009/03/C-Ethik-Contra?page=0

DIE ZEIT vom 08.01.2009 
Ethik oder Religion?: Ethik!

In Berlin tobt ein Streit um die Vermittlung von Werten in der Schule. Das Pflichtfach Ethik befürwortet Martin Spiewak: Denn die großen Fragen des Zusammenlebens sollten von allen Schülern gemeinsam erörtert werden

Pusten wir den Pulverdampf des Berliner Kulturkampfes einmal beiseite. Vergessen wir die mitunter primitiven wie verletzenden Unterstellungen alter Religionsverächter und neuer Glaubenseiferer, von denen es in der Hauptstadt überraschend viele gibt. Dann stellt sich die Alternative so dar: Sollen Schüler über Gleichheit und Gerechtigkeit, Freundschaft und Glück, über Glauben und Lebenssinn gemeinsam reden? Oder erreicht die Schule mehr, wenn sie die Jugendlichen nach Religion und Herkunft teilt? 

Die Antwort liegt für mich auf der Hand. Gerade weil diese großen Themen kein einfaches Richtig und Falsch kennen, weil man die andere Meinung braucht, um die eigene zu finden, müssen Schüler die Fragen zusammen erörtern: in einem Fach, im gleichen Klassenzimmer. Ein Ethikunterricht für alle Schüler bietet dafür die geeignete Form – nicht nur in Berlin, aber gerade dort. 

Keine andere Metropole in Deutschland ist so modern, multikulturell und zerrissen wie die Hauptstadt: in Ostler und Westler, Arme und Reiche, Gläubige und Areligiöse. Weit weniger als die Hälfte der Berliner Familien ist christlich gebunden, eine wachsende Gruppe bekennt sich zum Islam. Die Mehrheit jedoch besitzen die Konfessionslosen. In solch einer Stadt dürfen auf dem Lehrplan nicht nur Mathematik, Deutsch oder Englisch stehen. Vielmehr muss eine gute Schule auch Mitmenschlichkeit und Rücksichtnahme vermitteln, muss über Vorurteile und Gewalt diskutieren, über die Würde des Menschen und seine Rechte. Sie hilft damit, eine Wertebasis zu schaffen, auf der sich die Schüler und zukünftigen Bürger verständigen.

Zwar nimmt dieser Bildungsauftrag alle Fächer in die Pflicht, Sport ebenso wie Gemeinschaftskunde oder Physik. Die direkte Konfrontation mit den großen Fragen des Zusammenlebens benötigt jedoch einen eigenen Raum, in dem die Überzeugungen aufeinanderprallen und die Schüler gemeinsam voneinander und miteinander lernen – ohne die Möglichkeit, sich auszuklinken und in die religiöse Nische zurückzuziehen. 

Denn warum sollte man gegenseitige Toleranz ausgerechnet dann am besten lernen, wenn man die Klassen aufteilt: in Gläubige und Agnostiker, Evangelische und Katholische, Sunniten und Alewiten? Diese Trennung möchte man doch gerade überwinden! Natürlich kann man auch im christlichen Religionsunterricht viel über den Islam erfahren und umgekehrt. Das Lernen verändert sich jedoch grundsätzlich, wenn ein Vertreter der anderen Religion oder der anderen Meinung im Klassenraum mitdiskutiert. Gerade religiös Gebildete können in einem solchen Gespräch den Unterricht außerordentlich bereichern. Umgekehrt ist es für gläubige Jugendliche eine nützliche Erfahrung, dass ihre Mitschüler andere Wahrheiten kennen.

Damit kein Missverständnis aufkommt: Ein Land, in dem die Bindungskräfte schwinden, braucht Organisationen, die den Zusammenhalt stärken. Kinder haben zudem ein Recht auf religiöse Bildung. Deshalb gehören die Kirchen und ihr Unterricht durchaus in die Schule – als Einladung zum Lernen für alle, die es wünschen. Aber genau dieses freiwillige Angebot sichert die neue Regelung auch weiterhin. Wie zuvor stellt die Berliner Schulbehörde den Glaubensgemeinschaften für ihren Unterricht nicht nur die Räume zur Verfügung. Sie bezahlt – wie die Behörden in anderen Bundesländern – auch die Gehälter der Religionslehrer. Von einer Verbannung des Glaubens aus der Schule kann also keine Rede sein.

Zwar stimmt es, dass die Ethikstunden den Religionsunterricht in vielen Schulen auf den Nachmittag verdrängt haben. Nicht alle Jugendlichen haben nach sechs oder sieben regulären Stunden noch die Motivation, an einer weiteren freiwillig teilzunehmen. Die Zahl der Religionsschüler ist deshalb gesunken, am stärksten bei der evangelischen Kirche. Sie verzeichnet einen Rückgang von einem Fünftel der Schüler in den Klassen sieben bis neun. Der Schwund ist schmerzhaft, aber keinesfalls so dramatisch, wie die Kirchen ihn vorausgesagt haben. 

Auch für die Befürchtung, die staatlichen Ethiklehrer würden die Schüler zu Kirchenferne und Atheismus erziehen (einige Kritiker fühlten sich gar an die Staatsbürgerkunde der DDR erinnert!), gibt es nach zwei Jahren Erfahrung mit dem Fach keine Belege. 

Hinter diesem Verdacht steckt jedoch noch etwas anderes: die Ansicht der »Pro Reli«-Anhänger, dass der Ethikunterricht den Schülern gemeinsame Werte gar nicht vermitteln könne. Dafür brauche es Religionsstunden und Lehrer, die selbst gläubig seien. Dieses Argument ist nicht nur anmaßend, denn es beansprucht für Gläubige eine höhere Moral. Es fällt auch weit hinter die Aufklärung zurück. Weder Kant noch Aristoteles brauchten die Bibel, um ihre Regeln des Zusammenlebens schlüssig zu begründen. Und ebenso wenig wie ein Gemeinschaftskundelehrer in einer Partei sein muss, um glaubhaft Demokratie zu unterrichten, muss ein »Wertelehrer« einer Kirche angehören. 

Es wäre um Deutschland und seine Hauptstadt schlecht bestellt, wenn nur jene, die am Religionsunterricht teilgenommen haben, wüssten, warum man die Gesetze befolgt, das Grundgesetz achtet und seinen Mitmenschen Respekt entgegenbringt. Genau darum geht es in dem neuen Fach: um gelebte Werte, nicht um gelebten Glauben. 

Früher konnten Schüler in Berlin nur wählen, ob sie am Religionsunterricht teilnehmen oder in die Eisdiele gehen. Heute haben alle Jugendlichen Ethik plus die Wahl zwischen Religion oder Eisdiele. Das ist ohne Zweifel ein Gewinn.                 http://www.zeit.de/2009/03/C-Ethik-Pro?page=all

dazu Leserbrief (an DIE ZEIT geschickt; am 11.1.2009 vom Autor erhalten):

Durch das Pro und Contra Ihrer Darstellung kann der Nebel der Berliner Auseinandersetzung, die nun doch Züge eines Kulturkampfes annimmt, gelichtet werden. Ein guter Beitrag zur Meinungsbildung. Ich erlaube mir zwei Ergänzungen: Der Anteil der Schüler mit einem Migrationshintergrund beträgt in Berlin inzwischen 42,7 % mit zunehmender Tendenz. Ein gemeinsamer Unterricht in der vertrauten Klasse wird daher immer notwendiger, wenn man parallelgesellschaftlichen Erscheinungen bereits in der Schule etwas Wirkungsvolles entgegensetzen will. Durch die Einführung des Ethik-Unterrichts sind die Teilnahmezahlen für den Religionsunterricht keineswegs so stark gesunken wie auch hier wieder behauptet wird. Die Berliner Schulverwaltung hat erst kürzlich die Statistik veröffentlicht: Rückgang von Schuljahr 2005/06 auf 2008/09 im 7. Jahrgang von 27,5 auf 22,6 Prozent, im 8. um 3,2% und im 9.Jahrgang um 0,3 % - so informierte dann auch das Pro-Reli-nahe Blatt "Notbund aktuell" in der Dezember-Ausgabe. Inzwischen werden die vielen religionskundlichen Themen im Ethik-Rahmenplan auch von einer Initiative "Christen für das gemeinsame Schulfach Ethik" gewürdigt. Ihr Aufruf, von Katecheten und Pfarrern beider Konfessionen unterzeichnet, setzt sich für das gemeinsame Fach Ethik ein; sie rufen alle Christen Berlins und Deutschlands dazu auf, das Berliner Modell zu übernehmen, das selbstverständlich grundgesetzkonform ist - man muss eben bis Artikel 141 lesen.    Wilfried Seiring, Leitender Oberschulrat a.D.
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	Missbrauchter Humanismus


Seine große Bibelfestigkeit hat der Atheist Brecht dem Fach Religion zu verdanken.
	VON ANDREAS ÖHLER

	


Der unerbittliche Eifer, mit dem die Initiatoren des Volksbegehrens „Pro Reli e. V.“ in diesen Tagen angefeindet werden, ist bezeichnend. Dabei hat der Verein doch gar nichts weiter im Sinn, als mit einem Volksbegehren die Änderung des Berliner Schulgesetzes zu erwirken. Es verpflichtet die Schüler zum Ethikunterricht ab der 7. Klasse, stellt aber den Religionsunterricht auf eine freiwillige Basis. Da die Schüler in dieser Stufe mit mehr als 30 Wochenstunden an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit gelangen, ist es ihnen nicht zu verdenken, dass sie sich nicht noch Zusatzstunden aufbürden wollen. Der Bedeutungsverlust des Schulfaches Religion ist damit vorgezeichnet, er ist gewollt und kalkuliert. 


Die Kaltstellung der Glaubensvermittlung wird dabei nicht nur billigend in Kauf genommen, sondern ideologisch betrieben. Der Humanistische Verband, der sich bis 1993 „Verband der Freidenker“ nannte, spielt dabei eine unrühmliche Rolle. Der Vorschlag der Pro-Reli-Initiative, Ethik und Religion als gleichberechtigte ordentliche Prüfungsfächer einzuführen, zwischen denen der Schüler wählen darf, wird mit einer Verve bekämpft, die man doch sonst nur fanatischen Glaubenskriegern zuschrieb. Kommunions- und Konfirmationsunterricht werden als „Kinder-Dressur“ diffamiert, während die „Jugendweihe“ in den leeren Himmel gehoben wird. Das alles in unseliger alter DDR-Tradition, aus der der Humanistische Verband offenbar noch seine ideologischen Anleihen bezieht, wie Antje Schmelcher unlängst in der „FAZ“ in ihrem Artikel „Das Gespenst des Humanismus“ ausführte. Dass der gottlose SED-Staat den christlichen Kirchen ein weltliches Pendant entgegensetzen wollte, das die Initiation des Jugendlichen in die Erwachsenenwelt pathetisch gestalten sollte, hatte so wenig Charme wie jene obskure „geflügelte Jahresendfigur“, die den Weihnachtsengel ersetzen sollte. 


Dabei übersehen die gottesfernen, ach so menschenfreundlichen Weltveranschaulicher, dass sie an dem Ast sägen, auf dem sie sitzen. Die Werke Brechts etwa zeugen von einer Bibelfestigkeit, die der atheistische Luther-Verehrer aus seinem Augsburger evangelischen Religionsunterricht bezog. Friedrich Nietzsche, auf den sich Gottesleugner so gerne berufen, hätte ohne seine theologische Sachkenntnis nie auf diesen Satz kommen können, der Berliner Eiferern zu denken geben sollte: „dass auch wir Erkennenden von heute, wir Gottlosen und Antimetaphysiker, auch unser Feuer noch von dem Brand nehmen, den ein jahrtausendalter Glaube entzündet hat, jener Christenglaube, der auch der Glaube Platos war, dass Gott die Wahrheit ist, dass die Wahrheit göttlich ist“. http://www.merkur.de/2009_02_visier.32017.0.html?&no_cache=1

www.civitas-institut.de v. 8.1.2009

(Civitas-Institut. Für das christliche Gemeinwesen) 

Angriff kämpferischer Atheisten auf den Religionsunterricht

Was wir zu erwarten haben, wenn die Feinde Gottes und der Religion die Vorherrschaft gewinnen, zeigt die aktuelle Debatte um den Religionsunterricht an Berliner Schulen. Von Toleranz reden diese „Humanisten“ nur solange, bis sie die Macht besitzen – danach beginnt die atheistische Diktatur. 

Die Volksinitiative ProReli von Berliner Eltern, Schüler und Lehrer, die sich für den Religionsunterricht als gleichberechtigtes Unterrichtsfach einsetzen und damit nur ihr grundgesetzlich garantiertes Recht fordern wird von kämpferischen Athisten heftig attackiert. Die atheistische Initiative „Pro Ethik“, die vom Humanistischen Pressedienst (hpd) aktiv unterstützt. Der hpd ist Teil des Humanistischen Verband Deutschlands, einer Organisation, die der Freimaurerei zumindest nahesteht. Weitere Unterstützer von Pro Ethik sind der "Lesben und Schwulenverband Berlin-Brandenburg e.V." sowie praktisch alle linken Organisationen und Parteien in Berlin, darunter die postkommunistische LINKE und die SPD. "Pro Ethik" bezeichnet die Forderung, Religion als gleichberechtigtes Unterrichtsfach zu behandeln, als "rückwärtsgewandt".

Einen wesentlichen Schritt weiter ging Thomas Häntsch im Humanistischen Pressedienst (hpd e.v.) in seinem Artikel "Die religiöse Dressur des Kindes" vom 27. März 2008, der Anlaß für eine Kontroverse zwischen dem Humanistischen Verband Deutschland (HVD) und der Initiative "pro Reli" ist. Häntsch verglich die christliche Erziehung von Kindern mit der Dressur eines Zirkuspferdes. 

Das „Zentralorgan“ der postkommunistischen LINKEN, „Neues Deutschland“ veröffentlichte am 2. Januar 2009 einen Artikel von Peter Nowak mit dem Titel "Leben wir denn in einem Kirchenstaat?“. Darin wird berichtet, daß der HVD nun gegen den Vorsitzenden von ProReli, Dr. Christoph Lehmann vorgehen will, weil dieser dem HVD im Zusammenhang mit dem Artikel von Thomas Häntsch eine religionsfeindliche Haltung vorgeworfen hat. Erstaunlich, daß sich Atheisten gegen den Vorwurf, Atheisten zu sein, wehren. Der HVD hat diese Kritik als haltlos zurückgewiesen. Der Artikel von Häntsch sei nicht vom HVD zu verantworten, erklärte der Autor. Er habe weder im Auftrag des HVD geschrieben, noch sei er Mitglied des HVD.

In seiner Erklärung stellte der Parlamentarische Staatssekretär im Familienministerium Herman Kues (CDU) fest, er habe den Eindruck, daß es vielen Gegnern der Initiative "pro Reli" in erster Linie darum gehe, Religion und Religionsausübung als „eher skurril und verschroben" darzustellen. Kues betonte, es trage „ein Stück Ignoranz" in sich, „das Menschenrecht der religiösen Freiheit aus einer grundsätzlich distanzierten Haltung gegenüber Religion abzulehnen". 

In diesen Kampagnen zeigt sich deutlich, was die Feinde unseres Herrn Jesus Christus unter „Menschenrecht“ und „Toleranz“ wirklich verstehen. Sie meinen damit nichts anderes als ihr Recht auf Diffamierung und Beleidigung der Religion und die Forderung, ihnen gegenüber tolerant zu sein. Wo diese Kräfte die Mehrheit gewinnen, werden sie alles tun, um die Rechte unseres Herrn Jesus Christus über die Gesellschaft zu verbieten und in intoleranter Weise gegen alle Christen vorzugehen, die entschlossen die christliche Wahrheit und die Rechte Gottes verteidigen.

Beten wir für die Feinde Christi!
http://www.civitas-institut.de/content/vie

9. Januar 2009 

RadioEins 

Themen der Zeit am Freitag, 09.01.2009, 18:30 Uhr

Ethik oder Religion?

In Berlin tobt derzeit ein erbitterter Kulturkampf: Sollen die Fächer Ethik und Religion gleichberechtigt nebeneinander unterrichtet werden? Bereits 2006 hatte der rot-rote Senat den verpflichtenden Ethikunterricht für alle Schüler ab der 7. Klasse eingeführt. Religion dagegen kann in Berlin – anders als in anderen Bundesländern – lediglich als Wahlfach am Nachmittag belegt werden. Dagegen protestiert das Bündnis "Pro Reli", das Religion als ordentliches Pflichtfach aufwerten möchte und sich dafür einsetzt, dass die Schüler alternativ zwischen dem Fach Ethik und Religion wählen können. Noch bis zum 21. Januar läuft eine Unterschriftenaktion des Vereins, mit dem eine Volksabstimmung initiiert werden soll. In der Spreemetropole wird derweil weiter heftig gestritten. Martin Spiewak, Zeit-Redakteur im Hauptstadt-Büro hat sich selbst ein Bild gemacht und Position bezogen...   
mit Download mp3-Datei
http://www.radioeins.de/programm/sendungen/eine_stunde_zeit/themen_der_zeit/ethik_oder_religion.html
taz v. 9.1.2008

Schulfach Ethik oder Religion

Berlins Kulturkampf

Was, bitte schön, ist "Zwangsethik"? Eine Initiative kämpft in Berlin für die Einführung des Wahlpflichtfachs Religion - mit lustigen Plakaten und seltsamen Argumenten. VON JÖRG SUNDERMEIER
Wer in diesen Tagen Berlin besucht, könnte glauben, ein Kulturkampf präge das Bild der Hauptstadt. Auf Plakatwänden wird für Wahlfreiheit geworben. Kirchliche Einrichtungen sammeln Unterschriften. Sogar Bananen werden verteilt, auf denen steht, "Glaube ist eben nicht Banane". Was ist hier los? Soll die Religion oder wenigstens eine religiöse Gemeinschaft verboten werden? Nein, es wird ein Abwehrkampf geführt, und zwar gegen "ein staatliches Fach Zwangsethik". 

Was, bitte schön, ist "Zwangsethik"? Bisher nahm man an, gewisse ethische Prinzipien seien allgemein verbindlich. Denn sicher gälte es allerorten als verwerflich, verspeiste die Frau den Mann nach dem Zeugungsakt. Andere Fragen etwa der Sexualmoral aber sind höchst strittig. Dennoch, so weiß man seit Beginn der Aufklärung, kann man verbindliche ethische Grundsätze ausbilden. Auf denen fußen die Menschenrechte. Insofern scheint es vernünftig, gerade die allgemeinen ethischen Normen in der Schule zu vermitteln, und noch vernünftiger, wenn im Schulfach Ethik auch die kulturellen Wurzeln der Moralvorstellungen untersucht werden. In Berlin ist Ethik im Schuljahr 2006/07 in allen siebten Klassen als Pflichtfach eingeführt worden, der Religionsunterricht wurde dagegen zum Freiwilligenfach. Dementsprechend leer sind die Religionsstunden. 

Seit einigen Monaten geht daher die Initiative Pro Reli e. V. gegen den Ethikunterricht vor und behelligt die Berliner. Sie ist auch der Verursacher der Kulturkampfanmutung. Sollte die Initiative bis zum 21. Januar 170.000 gültige Unterschriften gesammelt haben, dürfen die Hauptstädter in einem Volksbegehren darüber abstimmen, ob der Religionsunterricht wieder als Wahlpflichtfach neben dem obligatorischen Ethikunterricht eingeführt werden soll. Nach Angaben der Initiative hatte man Ende Dezember bereits 135.000 Unterschriften beisammen. 

Pro Reli e. V. wird von Lutheranern und Katholiken getragen, jüdische und islamische Organisationen sind beteiligt. Die Kampagne, die der Verein auffährt, gibt sich zahm, manchmal gar niedlich, und immer wieder wird erklärt, dass man die ethischen Überzeugungen Nichtgläubiger respektiere und das Fach Ethik nicht abschaffen wolle. Die Ansichten seiner Schäfchen allerdings, beziehungsweise die deren Kinder, will man selbst prägen. Dies sei, so betonen die Petetisten ernsthaft, ein Beitrag zum Kampf gegen religiösen Fundamentalismus - im Religionsunterricht erführen die Schüler "im interreligiösen Dialog mit den anderen Weltanschauungen ganz konkret, dass das Ausleben der eigenen Grundüberzeugung den Respekt und die Toleranz gegenüber dem Andersdenkenden nur vertiefen kann". 

Leistet nicht genau das der Ethikunterricht? Ja. Kann man einen interreligiösen Dialog, den der Imam oder die evangelische Lehrerin vermittelt, für wertneutral halten? Nein. Die eigene Religion wird dort, bestenfalls, als Primus inter Pares behandelt. Und genau dieses will die jeweilige Religionsgemeinschaft auch sein, darum schließen sich in diesem Kampf selbst ärgste Konkurrenten zusammen. 

Hier zeigt sich die Rückseite der zunächst so niedlichen Kampagne. Der Kampf ist ein Kampf gegen die Gleichbehandlung, gegen das Prinzip, das die hiesigen Rechtsauffassungen prägt und auch die Moralvorstellungen prägen sollte. Es ist der Kampf der Spirituellen gegen die Gleichmacher, heißen sie Darwinisten, Kantianer, Humanisten oder Sozialisten. Diese aber, und das verraten die Farben, mit denen Pro Reli e. V. für seine Sache wirbt, sind, wie anno dazumal, allesamt die "Roten". Eines der Plakate zeigt einen Malkasten, in dem es nur rote Farben gibt. "Besser, wenn man wählen kann", lautet der Slogan. 

Nicht sonderlich subtil spielt das auf realsozialistische Regimes an. Und auf die Berliner Regierungskoalition von SPD und PDS. Doch ist nicht der Bolschewismus allein der Feind, sondern gleich der ganze liberale Staat an sich. Er ist der säkulare Regelgeber, der die ethischen Fragen vergesellschaftet, auf die Grundlage des Rechts und der Debatte darum gestellt hat. Und somit den Interpretatoren der Kirche entrissen. Insofern tobt tatsächlich ein Kulturkampf. Der allerdings ist schon sehr alt.

http://www.taz.de/nc/1/leben/alltag/artikel/1/berlins-kulturkampf&src=PR 

Leserkommentare (Online)

11.01.2009 18:01 Uhr: Von Manfred Spieß: 

Der Schreiber dieses Artikels ist richtig ahnungslos, was es heißt, in der modernen Schule interessanten Unterricht über Religion zu erhalten. Es stünde sogar der taz gut an, sich mal schlau zu machen, wie außerhalb Berlins in den Schulen Religion gelernt wird. Dass Religionsunterricht Bildung vermitteln kann, scheint Ihnen ja wohl sehr fremd zu sein. Der Ethik-Lehrplan in Berlin hat einen viel zu knappen Anteil an religiösen Themen. Bei uns in Bremen ist es normal, dass alle Kinder in der Klasse gemeinsam Religion lernen, und zwar von religionswissenschaftlich ausgebildeten Lehrern. 

10.01.2009 11:23 Uhr: Von Monika Rebitzki: 

Zwei falsche Darstellungen enthält der der Artikel von Jörg Sundermeier leider, die die taz, die ich täglich lese, richtig stellen sollte:
2. Absatz: Unabhängig von der Einführung des Faches Ethik war und ist der Besuch des Religons- und Weltanschauungsunterricht seit dem Ende des 2. Weltkrieges in Berlin freiwillig. Die Rechtsgrundlage dafür ist die Bremer Klausel im Grundgesetz. Übrigens sind die Besuchzahlen des Religions- und Weltanschauungsunterrichts gar nicht so stark zurückgegangen, wie vermutet wurde - trotz der höheren belastung der SchülerInnen durch die höhere Unterrichtsstundenzahl in der Sekundarstufe (die übrigens durch die Verkürzung der Schulzeit zum Abitur auf 12 Jahre erfolgen musste)(siehe Webseite www.berlin.de/imperia/md/content/sen-kultur/bkrw/schuelerzahlen_und_zuschuesse_2006_2008.pdf. In der Sekundarstufe war - spätestens nach der Konfirmation die Beteiligung immer schon sehr gering. Wenn man die gesunkenen Schülerzahlen insgesamt in die REchnung einbezieht, beträgt der prozentuale Rückgang ca. 7% (siehe z.B. www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2008/0319/berlin/0030/index.html)
3. Absatz: Deshalb hat es auch nie ein Wahlpflichtfach gegeben, das wieder eingeführt werden könnte.
Von der taz erwarte ich einfach eine bessere Recherche! 
Nun zur inhaltlichen Aussage des Artikels, das Volksbegehren habe etwas mit Kulturkampf zu tun. Diese Meinung kann ich nun doch nicht teilen. Es geht ums Geld. Sehr konkret um den 90% staatlichen Zuschuss für die Religionspädagogen en (siehe Webseite: www.berlin.de/imperia/md/content/sen-kultur/bkrw/rechenbeispiel.pdf)in der Sekundarstufe ab Gruppengrößen von 12 SchülerInnen. Davon kann ein/e Ethiklehrer/in nur träumen.
Die Initiative hat sehr geschickt ihre Forderung damit verknüpft, dass in Berlin die Bremer Klausel abgeschafft wird. Man soll nicht nur zwischen Ethik und dem freiwilligen Religions- und Weltanschauungsunterricht wählen können, sondern der Religions- und Weltanschauungsuntericht soll ordentliches Unterrichtsfach werden. Dann, so hoffen die Kirchen, würde ihr Anteil am Kuchen steigen.
Ich finde, dass wir in Berlin den gemeinsamen Werteunterricht mit allen SchülerInnen im Fach Ethik brauchen und habe mich deshalb der Initiative "Christen pro Ethik" angeschlossen.

http://www.taz.de/1/leben/alltag/artikel/kommentarseite/1/berlins-kulturkampf/kommentare/1/1/
Tagesspiegel v. 9.1.2009

„Pro Reli“ sieht sich nahe am Ziel / von Jan Oberländer

Zwei Wochen vor Ablauf der gesetzlichen Frist ist es möglich, aber noch nicht sicher, dass die Unterschriftensammlung für das Volksbegehren „Pro Reli“ erfolgreich abgeschlossen wird. In den Bezirkswahlämtern wurden nach Informationen des Tagesspiegels schon über 100 000 Unterschriften geprüft. Das amtliche Zwischenergebnis soll am heutigen Freitag bekannt gegeben werden. Bis 24. Januar müssen etwa 170 000 gültige Unterschriften vorliegen, damit das Volksbegehren zustande kommt. Das sind sieben Prozent der Stimmberechtigten.

Die Lage bleibt unübersichtlich, weil große Stapel mit Unterschriftenformularen von den bezirklichen Wahlämtern noch nicht gesichtet werden konnten oder noch bei den Initiatoren von „Pro Reli“ liegen. „Außerdem erwarten wir weitere Rückläufe aus den Kirchengemeinden“, sagt Sprecherin Julia Sebastian. Man wolle deutlich mehr als 170 000 Unterschriften vorlegen, um auf der sicheren Seite zu sein. Erfahrungsgemäß sind bei solchen Sammlungen bis zu zehn Prozent der Unterschriften ungültig. Die Initiative ist optimistisch, jetzt schon nahe am Quorum zu sein. Der Landeswahlleiter wollte sich gestern zu dieser Einschätzung nicht äußern.


Sollte das Quorum bis 24. Januar erreicht werden, muss sich erst das Abgeordnetenhaus, dann der Senat mit den Forderungen des Volksbegehrens befassen. Es geht darum, den Ethik-, Religions- oder Weltanschauungsunterricht als „ordentliche, gleichberechtigte“ Wahlpflichtfächer in den Schulen anzubieten. Dies soll, so das Ziel von „Pro Reli“, im Schulgesetz verankert werden. Zurzeit ist Ethik Pflichtfach ab der 7. Klasse und der Religionsunterricht ein freiwilliges Zusatzangebot. Ein Volksentscheid müsste spätestens vier Monate nach der Unterschriftensammlung stattfinden. Aufgrund einer Ausnahmeregelung wäre es möglich, die Abstimmung mit der Europawahl am 7. Juni zusammenzulegen. za

http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2701095

Tagesspiegel v. 9.1.2009
Volksbegehren

Religion ist kein Flughafen

Anders als bei Tempelhof könnte Klaus Wowereit seine Haltung zu Pro Reli schaden.
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Von Gerd Nowakowski 
9.1.2009 0:00 Uhr 
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Von Gerd Nowakowski 

Andrea Nahles, die linke Frontfrau der SPD, ist dafür; Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse, der in der DDR für den Widerstand aus Kirchenkreisen steht, auch. In einem sind sie sich ganz nahe: Beide wollen, dass Religion in Berlin zum ordentlichen Wahlpflichtfach wird. Je mehr Unterstützer aus der Bundespartei, um so ruhiger wird es in Berlin: Der Regierende Bürgermeister Klaus Wowereit schweigt lieber ganz. Er hat Grund dazu.

170 000 Unterschriften muss die Initiative „Pro Reli“ bis zum 24. Januar zusammenbringen. Ob das gelingt, weiß niemand – trotz der über eine Million Christen in Berlin war das Begehren nicht der erwartete Selbstläufer. Für viele, auch Kirchenmitglieder, ist Ethikunterricht in der Stadt der vielen Religionen und Kulturen das bessere Modell. Über das besinnliche Jahresende hat aber die Zahl der Unterstützer zugenommen.

Es lohnt der Blick zurück: Vor genau einem Jahr wurde beim Volksbegehren über die Schließung des Flughafens Tempelhof ähnlich spekuliert, ob die notwendigen Unterschriften zusammenkommen. Dann aber schaffte es die Kampagne, den rot-roten Senat enorm unter Druck zu setzen – auch wenn es am Ende nicht reichte. Bei Pro Reli könnte der Senat und vor allem Klaus Wowereit noch mehr Schwierigkeiten bekommen.

Erstens: Anders als beim Tempelhof-Volksbegehren, dessen Forderung für den Senat nicht bindend war, steht ein konkreter Gesetzesantrag zur Wahl. Bei einer Mehrheit für Pro Reli muss es umgesetzt werden. Dieses Moment der direkten Demokratie kann ein Mobilisierungsfaktor sein; da mag die Kampagne handwerklich noch so schlecht gemacht sein. 

Zweitens, die Abstimmung findet am selben Tag wie die Europawahl statt – das gibt dem Wahlkampf in Berlin eine zusätzliche Aktualität. Die CDU wird die Pro-Reli-Forderung für ihren eigenen Wahlkampf nutzen. Um über Tempelhof abzustimmen, mussten sich die Wähler dagegen extra ins Wahllokal bewegen.

Drittens: Für die Pro Reli gibt es Unterstützer in allen Teilen und Schichten Berlins. Der Kampf für Tempelhof war nostalgisch und spaltete die Stadt; der Blockademythos bewegte West-Berlin, ließ aber den Ostteil völlig kalt.

Klaus Wowereit muss fürchten, dass er – bei einem knappen Scheiterns des Volksbegehrens – beschädigt aus dieser emotional geführten Debatte herausgeht. Ebenso wie Tempelhof wird die Pro- Reli-Kampagne bundesweit beachtet. Als Antiklerikaler zu gelten, könnte seine bundespolitischen Karriereträume beenden – mag er noch so sehr als Spezialist für mögliche rot-rote oder rot-rot-grüne Bündnisse gelten. Unter christlich orientierten Genossen wäre Wowereit kaum mehrheitsfähig. Daran kann er kein Interesse haben. 

Die Prognose ist deshalb erlaubt: gelingt es „Pro Reli“, die erste Stufe des Volksbegehrens zu überspringen, dann wird sich der Senat bewegen. Zur Beratung über das Anliegen wäre das Parlament und die Landesregierung dann sowieso verpflichtet. Eine knallharte Haltung, die die Stadt spaltet, verbietet sich. Und eine Niederlage in der Religionsfrage kann sich die links-linke Koalition erst recht nicht leisten. 

URL: http://www.tagesspiegel.de/meinung/kommentare/Klaus-Wowereit-Pro-Reli;art141,2701038
Tagesspiegel (Online) v. 9.1.2009 – 13:17 Uhr

Volksbegehren

Für "Pro Reli" wird's knapp

Die Initiative "Pro Reli" hat aller Voraussicht nach 140.000 gültige Stimmen für ihr Volksbegehren gesammelt. Dies geht aus dem aktuellen Stand der Auszählungen hervor, den der Landeswahlleiter am Freitag vorstellte.   /   Von Christoph Stollowsky 
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Von Christoph Stollowsky 
9.1.2009 13:17 Uhr 

Knapp zwei Wochen vor dem Ende der Sammelfrist hat die Berliner Initiative „Pro Reli“ aller Voraussicht nach bereits rund  140.000 gültige Unterschriften für ihr Volksbegehren eingereicht. Die meisten Unterstützer wohnen nach Angaben des Landeswahlleiters in Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schöneberg und Reinickendorf, die wenigsten in Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf.

Am Freitagvormittag gab der Landeswahlleiter bekannt, 69.328 Unterschriften  seien als gültig anerkannt, etwa 80.000 weitere eingereichte Stimmen würden derzeit geprüft. Da bei den bisherigen Kontrollen knapp neun  Prozent nicht den Anforderungen entsprachen, kann man davon ausgehen, dass die Initiative mit 140 000 Unterschriften ihrem Ziel schon sehr nahe ist. Nach ihren Angaben wurden Tausende über Weihnachten gesammelte Unterschriften noch gar nicht zur Überprüfung eingereicht. Insgesamt müssen sich 170.000 Berliner bis zum 21. Januar für das Volksbegehren aussprechen.

Gelingt das, könnte der nachfolgende Volksentscheid für ein Wahlpflichtfach Religion an den weiterführenden öffentlichen Schulen im Juni zur Europawahl durchgeführt werden. Der Volksentscheid ist erfolgreich, wenn mindestens 25 Prozent der insgesamt 2 400 000 Berliner Wahlberechtigten dafür stimmen. „Pro Reli“ will erreichen, dass die Schüler den konfessionellen Religionsunterricht als gleichberechtigte Alternative zum bisherigen Pflichtfach Ethik wählen können.  

http://www.tagesspiegel.de/berlin/Pro-Reli-Volksbegehren;art270,2701624

10. Januar 2009 

Tagesspiegel v. 10.1.2009

Pro Reli muss 20 000 Stimmen in zwei Wochen sammeln Initiative ist zuversichtlich, die 170 000 nötigen Unterschriften zu bekommen

Listen aus vielen Gemeinden stehen aus. Bis 21. Januar wird weitergesammelt

Von Christoph Stollowsky 




 INCLUDEPICTURE "http://www.tagesspiegel.de/_CPiX/pic-249345-1266/pixel.gif" \* MERGEFORMATINET 


Freitagfrüh um neun Uhr stapelten sich noch Kisten mit Unterschriften im Büro der Initiative „Pro Reli“ am Roseneck in Grunewald. Dann aber packten neun ehrenamtliche Helfer die seit Mittwoch abgegebenen Briefe und Listen aus – und zählten. Nach fünf Stunden hatten sie 11 000 zusätzliche Unterschriften für das Volksbegehren „Pro Reli“ erfasst und eine Menge Zuversicht gewonnen. Damit hat die Initiative für ein Wahlpflichtfach Religion an Berlins weiterführenden Schulen aller Voraussicht nach bislang knapp 150 000 gültige Stimmen gesammelt. Sie ist ihrem Ziel nahe gekommen, es könnte aber dennoch knapp werden. Pro Reli-Chef Christoph Lehmann erwartet aber in der kommenden Woche „noch mal große Anlieferungen.“ Um einen Volksentscheid durchzusetzen, sind 170 000 Unterschriften notwendig.

Knapp zwei Wochen vor dem Ende der Sammelfrist am 21. Januar hat der Landeswahlleiter am Freitag ein amtliches Zwischenergebnis bekannt gegeben, auf dessen Grundlage sich die Gesamtzahl der bislang abgegebenen gültigen Unterschriften hochrechnen lässt. 

So wurden bislang 69 328 Stimmen für das Volksbegehren als gültig anerkannt (siehe Grafik). Rund 80 000 weitere eingereichte Unterschriften werden derzeit in den Bezirksämtern mit dem Melderegister abgeglichen. Da bei den bisherigen Kontrollen knapp neun Prozent der Eintragungen nicht den Anforderungen entsprachen, kann man von etwa 140 000 schon eingereichten gültigen Stimmern ausgehen. Zu diesen kommt dann noch der größte Teil der am Freitag von Pro Reli erfassten aber noch nicht weitergereichten 11 000 Unterschriften hinzu, so dass sich eine Gesamtzahl von knapp 150 000 ergeben dürfte. Die meisten Unterstützer wohnen nach den amtlichen Zahlen in Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schöneberg und Reinickendorf, die wenigsten in Lichtenberg und Marzahn-Hellersdorf. 

„Wir sind dicht am Ziel, aber wir dürfen uns nicht in Sicherheit wiegen,“ sagte Lehmann, dessen Initiative von beiden großen Kirchen unterstützt wird, am Freitag. Rund 75 Prozent aller Gemeinden hätten über Weihnachten „jede Menge“ Unterschriften gesammelt, aber diese noch nicht zum Auszählen abgegeben. „Viele warten ab, weil noch ständig Stimmen hinzukommen“, sagt Lehmann. Doch angesichts der nahenden Abgabefrist hat die Initiative per E-Mail „einen Last-Minute-Aufruf rausgeschickt“. Ab Montag erwartet man „einen letzten großen Zähleinsatz“ und plant abschließende Sammelaktionen in Gemeindeeinrichtungen und auf Straßen. Beim Volksbegehren für den Flughafen Tempelhof waren solche Einsätze noch nicht möglich, Unterschriften durften nur in den bezirklichen Bürgerämtern abgegeben werden. Doch eine Gesetzesänderung Anfang 2008 erleichterte die Sammelaktionen. 

Das jetzige Ergebnis gilt als Nagelprobe für den Einfluss der Kirchen, die in Berlin mehr als eine Million Mitglieder haben. Kommt das Volksbegehren zustande, müssen die Berliner bis Anfang Juni bei einem Volksentscheid über eine von Pro Reli vorgelegte Gesetzesänderung abstimmen, nach der Schüler der siebten bis zehnten Klassen künftig zwischen den Pflichfächern Ethik, Religion oder Lebenskunde wählen können. 

Seit 2006 ist an Berlins Schulen im Gegensatz zu fast allen anderen Bundesländern nur Ethik ein ordentliches Unterrichtsfach, die zusätzliche Teilnahme am Religionsunterricht ist freiwillig. Ein Erfolg des Volksentscheides setzt allerdings voraus, dass die Mehrheit der Teilnehmer sowie mindestens 25 Prozent der insgesamt 2,4 Millionen Wahlberechtigten Berliner dafür stimmen. 

URL: http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2702003
Berliner Morgenpost v. 10.1.2009

Volksbegehren

155 000 Unterschriften für Volksbegehren Pro Reli

Zur Unterstützung des Volksbegehrens über die Einführung eines Wahlpflichtfachs Ethik/Religion sind nach Angaben des Landeswahlleiters bislang 155 000 Unterschriften eingereicht worden.

- Davon wurden bis gestern in den Bezirksämtern 75 828 Unterschriften geprüft. Acht Prozent der Stimmen (rund 6100) waren ungültig. Ungefähr 80 000 Unterschriften sind noch ungeprüft. "Der Rückstand ist darauf zurückzuführen, dass die meisten Unterschriften erst im Laufe der vergangenen 14 Tage eingereicht wurden", sagt Geert Baasen, Geschäftsführer des Landeswahlleiters. Die Eintragungsfrist für Unterzeichner endet am 21. Januar. Dann müssen mindestens 170 000 gültige Unterschriften abgegeben sein. "Wir sind optimistisch", sagte Christoph Lehmann, Vorsitzender der Initiative Pro Reli. Erst ein Viertel der Gemeinden hätte Listen zurückgeschickt. Die noch fehlenden müssten nun zügig eingesammelt werden. Seite 11
http://www.morgenpost.de/printarchiv/titelseite/article1012421/155_000_Unterschriften_fuer_Volksbegehren_Pro_Reli.html
Berliner Morgenpost v. 10.1.2009

Volksbegehren

Pro Reli: Noch fehlen Stimmen / Von Florentine Anders
Die meisten bisher geprüften Unterschriften für das Volksbegehren Pro Reli sind aus dem Bezirk Steglitz-Zehlendorf eingegangen. Hier hat der Landeswahlleiter bereits 12 355 gültige Stimmen ausgezählt. An zweiter Stelle steht der Bezirk Tempelhof-Schöneberg mit 11 238 Stimmen, gefolgt von Reinickendorf mit 10 111 Unterstützern.

Ganz hinten liegen die Bezirke Lichtenberg (1366) und Marzahn-Hellersdorf (1379). Geprüft ist bisher allerdings nur ein kleiner Teil der abgegebenen 155 000 Stimmen. Noch 80 000 Unterschriften liegen in den Bezirkswahlämtern zur Prüfung bereit.

Grund für den Rückstau ist, dass viele Listen erst kurz vor Weihnachten oder Anfang dieser Woche abgegeben worden sind. Und etliche Kisten mit Unterschriftenbögen folgen noch. Im Büro der Initiative Pro Reli stapeln sich die Postkästen mit den Briefen und Listen. "Jetzt kommt es darauf an, die Listen aus den Gemeinden und Geschäften alle rechtzeitig zurückzuholen", sagt Christoph Lehmann, Vorsitzender der Initiative für das Volksbegehren.

Die Eintragungsfrist für Unterzeichner endet am 21. Januar. Dann müssen mindestens 170 000 gültige Unterschriften abgegeben sein. "Wir sind optimistisch", sagt Christoph Lehmann. Erst ein Viertel der Gemeinden hätten ihre Listen zurückgeschickt.

Die CDU wertet die Zwischenbilanz als Erfolg: "Die breite Zustimmung zeigt, dass der Senat mit seiner Lösung auf dem Irrweg ist", sagt der bildungspolitische Sprecher der CDU, Sascha Steuer. Die Koalition hatte 2006 das Pflichtfach Ethik für alle eingeführt, Religion kann freiwillig zusätzlich belegt werden. Das Volksbegehren setzt sich für ein gleichberechtigtes Wahlpflichtfach Religion ein.

Während beim Volksbegehren für den Flughafen Tempelhof die Stimmen nur in den Bürgerämtern abgegeben werden konnten, darf nun erstmals überall gesammelt werden. Das macht das Zählen der Unterschriften aber auch aufwendiger. Die Bezirkswahlämter stehen vor einer großen Herausforderung. Zwölf Tage nach Ende der Frist muss die Zahl der geprüften Stimmen bekannt gegeben werden. "Das schaffen wir", sagt Geert Baasen, Geschäftsführer des Landeswahlleiters. Die Bezirke müssten das nötige Personal zur Verfügung stellen.

Landeswahlleiter widerspricht Körting

Bis gestern war allerdings nicht ganz klar, welche Stimmen als gültig gezählt werden und welche nicht. Für Verwirrung hatte Innensenator Ehrhart Körting (SPD) gesorgt, indem er öffentlich erklärte, dass alle Angaben wie Datum, Wohnort oder Geburtsdatum vom Unterzeichner persönlich eingetragen werden müssen. Nachträgliche Ergänzungen, auch vom Unterzeichner selbst, seien unzulässig. Körting warf der Initiative sogar Fälschung vor, weil sie Unterzeichner mit unvollständigen Angaben nochmals kontaktieren wollte.

Dem widersprach der Landeswahlleiter nun persönlich. Die nötigen Angaben wie Datum und Wohnort könnten durchaus von den freiwilligen Sammlern eingetragen werden, sofern der Unterzeichner dabei ist. Auch die Bürgerämter würden so verfahren. Nachträgliche Korrekturen seien ebenfalls möglich, wenn vorher Rücksprache mit der unterschriebenen Person gehalten worden ist, heißt es in einem Brief des Landeswahlleiters an die Initiative. Anders als von Körting behauptet, führe auch ein fehlendes Datum oder eine fehlende Postleitzahl nicht zwangsläufig zur Ungültigkeit der Stimme.

Pro-Reli-Vorsitzender Christoph Lehmann unterstellt dem Innensenator den Versuch der Einschüchterung durch seine Aussage. Schließlich müsse Herrn Körting gerade in seiner Position die Rechtslage bekannt sein, so Lehmann. http://www.morgenpost.de/printarchiv/berlin/article1012471/Pro_Reli_Noch_fehlen_Stimmen.html

taz v. 10.1.2009

156.000 stimmen für Pro Reli

Rund 156.000 Berliner haben sich zwei Wochen vor dem Ende der Eintragungsfrist mit ihrer Unterschrift für das Volksbegehren zur Einführung eines Wahlpflichtfaches Ethik/Religion ausgesprochen. Für einen Erfolg sind 170.000 Unterschriften notwendig. Wie der Landeswahlleiter am Freitag mitteilte, haben die Bezirksämter inzwischen 75.828 Unterschriften geprüft, 69.328 davon seien gültig gewesen. Zudem lägen etwa 80.000 ungeprüfte Unterschriften vor. Die meisten Unterstützer wohnen in Steglitz-Zehlendorf (12.355 gültige Stimmen), Tempelhof-Schöneberg (11.238) und Reinickendorf (10.111), die wenigsten in Lichtenberg (1.366). EPD       http://www.taz.de/regional/berlin/aktuell/artikel/?dig=2009%2F01%2F10%2Fa0147&cHash=7264338ca3

Blog-Beitrag v. 10.1.2009

Berlin: pro-reli bläst zur Schlussoffensive 

Gestern entdeckt: noch größer, noch schöner, noch blöder. Die neuesten Plakate der p-r PR-Offensive:






Keine Bevormundung durch den Staat? Recht so! Weisen doch die Kirchen seit je die bei weitem größte Kompetenz in Sachen Bevormundung auf.

P.S.: nebenbei bemerkt ... ... ist diese Plakat ein gutes Beispiel für vernebelndes Propaganda Neusprech. "Es geht um die Freiheit". Es geht also um die Freiheit schlechthin und wer hier nicht mitspielt, der setzt unser aller Freiheit ganz und gar aufs Spiel.  pars pro toto

Gepostet von Kurt aka Roger Beathacker um 18:06:00 
http://notatio.blogspot.com/2009/01/berlin-pro-reli-blst-zur.html
Berliner Zeitung v. 10./11.01.2009
155 000 Berliner für Religion als Wahlpflichtfach
Endspurt des Volksbegehrens bis zum 21. Januar / Von Marlies Emmerich

Gut zwei Wochen vor Ablauf der Abgabefrist hat die Initiative "Pro Reli" bisher rund 155 000 Unterschriften für eiine Wahlpflichtfach Religion/Ethik beim Landeswahlamt abgegeben. Das bestätigte die Behörde am Freitag. Von den eingeganenen Unterschriften konnten erst knapp 76 000 ausgewertet werden, 69 328 davon wurden als gültig anerkannt. Im "Bayernkurier" schrieb Bischof Wolfgang Huber, dass der Erfolg der Initiative damit "in greifbare Nähe" gerückt sei.

Bis zum 21. Januar hat die Initiative noch zeit, die für eine erfolgreiches Volksbegehren nötigen 170 000 Stimmen zusammenzubekommen. Im Falle eines Sieges von "Pro Reli" müssten sich bei einem Volksentscheid parallel zu den Europaparlamentswahlen am 7. Juni 600 000 Wahlberechtigte für ein Wahlpflichtfach Religion aussprechen. Seit Jahrzehnten ist in Berlin Religion an staatlichen Schulen freiwillig. Seit 2006 wird Ethik als Pflichtfach ab der sechsten Klasse unterrichtet. 

"Pro Reli"-Chef Christoph Lehmann ist optimistisch. Es hätten erst ein Viertel der christlichen Gemeiden ihre in den Weihnachtsgottesdiensten gesammelten Unterschrieften an das Wahlamt weitergeleitet. Auch viele Einzelpersonen würden noch in diesen Tagen ihre Unterschriften abgeben. "Wir sind relativ dicht dran und deshalb sehr zuversichtlich", so Lehmann.

Die meisten Unterstützer für Religion gibt es in den Bezirken Steglitz-Zehlendorf und Tempelhof-Schöneberg, wo bisher 12 355 beziehungsweise 11 238 Einwohner unterschrieben haben. In Marzahn-Hellersdorf und Lichtenberg waren es bis jetzt nur 1 379 beziehungsweise 1 366 gültige Unterschriften.

Bayernkurier v. 10.1.2009 (Gastkommentar)
Religiöse Kompetenz wird heute gebraucht  /  Von Bischof Wolfgang Huber

Schülerinnen und Schüler, die in Berlin den Religionsunterricht besuchen, fühlen sich spätestens ab der siebten Klasse benachteiligt. Vor zwei Jahren hat die Stadt ein neues Pflichtfach für alle eingeführt: Ethik. Der rot-rote Senat hat den nachvollziehbaren Wunsch, dass alle Schülerinnen und Schüler eine Sensibilisierung in ethisch-religiösen Fragen erfahren. Dass er dafür aber die alleinige Deutungshoheit beanspruchen will, ist nicht zu akzeptieren. 

Der Weg, der in den meisten Bundesländern üblich ist, wird in der Bundeshauptstadt bisher verweigert. Der Religionsunterricht ist hier nur freiwilliges Zusatzfach. Doch gerade in einer multikulturellen Stadt wie Berlin ist es wichtig, dass Lehrer unterrichten, die zu ihrem Glauben stehen und nicht nur als Beobachter der Religionen auftreten. Deshalb hat die partei- und konfessionsübergreifende Initiative „Pro Reli“ ein Volksbegehren initiiert. Seit vier Monaten sammelt sie Unterschriften für eine gleichberechtigte Wahlmöglichkeit zwischen Ethik und einem ordentlichen Unterrichtsfach Religion. 170 000 Unterschriften werden benötigt und ein Erfolg scheint greifbar nahe. In einem Volksentscheid im Juni sollen dann die Berlinerinnen und Berliner über die Neuregelung definitiv bestimmen können. 

Die Kontroverse hat Bedeutung weit über Berlin hinaus. Religiöse Kompetenz wird heute gebraucht, damit das Zusammenleben von Menschen verschiedener Religionen und Weltanschauungen gelingt. Immer deutlicher zeigt sich, dass die Engführung auf ein vermeintlich exaktes naturwissenschaftliches Denken ebenso wie eine totale Ökonomisierung des Denkens in Sackgassen führen. Die Quellen des Glaubens werden wieder gebraucht; das Verhältnis von Glauben und Vernunft wird wieder zu einem öffentlichen Thema. Die junge Generation braucht ein geklärtes Verhältnis zur eigenen Herkunft, um zukünftige Herausforderungen bestehen zu können. Das sind alles Gründe „pro Reli“.

Dr. Wolfgang Huber ist Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz und Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

http://www.bayernkurier.de/index.php?option=com_content&task=view&id=20179&Itemid=
11. Januar 2009 

Tagesspiegel v. 11.1.2009

ENDSPURT

Die Hürden beim Sammeln
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11.1.2009 0:00 Uhr 

GETEILTE STADT
Ähnlich wie beim Volksbegehren und Volksentscheid zum Flughafen Tempelhof ist Berlin auch beim Ringen um die Zukunft des Religionsunterrichtes politisch-mental in drei Lager geteilt – knapp zwei Jahrzehnte nach dem Mauerfall. In den meisten Westbezirken hat Pro Reli bis zu zehnfach mehr Unterschriften gesammelt als im Osten Berlins. Die „neue Mitte“ dagegen, die sich aus Ost und West zusammensetzt, reiht sich im bisherigen Ergebnis zwischen beiden Lagern ein. Will Pro Reli noch Land gewinnen, muss die Initiative vor allem potenzielle Sympathisanten in Weißensee, Pankow oder Köpenick überzeugen.

UNGÜLTIGE STIMMEN
„In der Endphase der Unterschriftensammlung für ein Volksbegehren nimmt die Zahl der ungültigen Signaturen erfahrungsgemäß um einige Prozentpunkte zu“, sagt der Geschäftsstellenleiter des Landeswahlamtes, Geert Baasen. Manche Befürworter könnten sich beispielsweise nicht mehr daran erinnern, ob sie zu Beginn der viermonatigen Sammelaktion bereits unterschrieben haben – und unterzeichneten deshalb zur Sicherheit nochmal. Bislang waren 8,57 Prozent der von Pro Reli zur Prüfung abgelieferten Unterschriften ungültig, dieser Anteil könnte sich aber nun auf bis zu zwölf Prozent erhöhen. Landeswahlleiter Andreas Schmidt von Puskás hat deshalb der Initiative empfohlen, „mindestens 190 000 Unterstützungsunterschriften“ einzureichen. Nur dann seien sie auf der sicheren Seite. cs
http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2702685


Tagesspiegel vom 11.01.2009
Volksbegehren

Pro Reli: Volksentscheid am Tag der Europawahl?

Rund 150.000 gültige Unterschriften hat die Initiative Pro Reli bereits für ihr Volksbegehren gesammelt - 20.000 fehlen noch. Im Senat diskutiert man bereits mögliche Termine für einen Volksentscheid über ein Wahlpflichtfach Ethik und Religion. /  Von Christoph Stollowsky 
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Wenn am heutigen Sonntag die Glocken läuten, rufen sie nicht nur zum Gottesdienst. Mancherorts ist ihr Klang auch ein letzter Aufruf, sich in die Unterschriftenlisten für das Volksbegehren Pro Reli einzutragen. Die Endphase des Sammelns hat begonnen. Noch eineinhalb Wochen bleiben; bis zum 21. Januar müssen die erforderlichen 170 000 Unterschriften beisammen sein. Damit wäre die erste Hürde zum angestrebten Volksentscheid über ein Wahlpflichtfach Ethik/Religion genommen. 

Doch während die Gemeinden alle Helfer mobilisieren und in der Stadt über die Erfolgsaussichten von Pro Reli angesichts des sich abzeichnenden knappen Ausganges kräftig spekuliert wird, stellt man sich im Senat offenbar bereits auf eine zweite Runde des Kräftemessens ein. Hinter den Kulissen wird überlegt, wann ein Volksentscheid am besten durchgeführt werden sollte. Im Gespräch ist der 7. Juni, der Termin der Europawahl. 

Knapp 150 000 gültige Unterschriften hat die Initiative, wie berichtet, schon für ihr Ziel gesammelt, Schülern künftig die Wahl zu geben zwischen den Pflichtfächern Ethik und Religion. Seit dem Schuljahr 2006/07 ist nur Ethik ein ordentliches Unterrichtsfach. Legt man den Volksentscheid zur angestrebten Gesetzesänderung mit der Europawahl zusammen, könnte das Land viel sparen. So kostete der Aufwand für Wahllokale und Helfer beim Volksentscheid zum Flughafen Tempelhof am 27. April 2008 rund 2,5 Millionen Euro. Zur Durchführung der Europawahl erhält Berlin dagegen vom Bund 2,7 Millionen Euro. Wird die Wahl mit einem Volksentscheid gekoppelt, zieht der Bund zwar davon 500 000 Euro ab. Dennoch käme diese Lösung weit billiger, weil die zusätzliche Abstimmung nicht allzu viel Mehraufwand erfordert.

Hat das Volksbegehren Erfolg, legt der Senat den Termin des Volksentscheides bis Ende Januar fest. Bei dieser Entscheidung müssen die Senatoren abwägen, ob ihnen das Sparargument oder politisches Kalkül zur Bewahrung der eigenen Position wichtiger ist. Denn für die Initiative Pro Reli wäre das Datum der Europawahl ein Plus. Gekoppelte Abstimmungen würden ihre Erfolgsaussichten vermutlich verbessern, sie könnte mit einer höheren Wahlbeteiligung rechnen. 

Dass hier ein paar Prozentpunkte mehr oder weniger möglicherweise entscheidend sind, zeigt das Ergebnis des gescheiterten Volksentscheides zum Flughafen Tempelhof. Damals lag die Wahlbeteiligung nur bei 36,1 Prozent. Folge: Die Flughafen-Befürworter verfehlten ihr Ziel knapp. Ein Viertel der 2,4 Millionen Berliner Stimmberechtigten, das sind 610 000 Bürger, müssen für einen Volksentscheid votieren, um ihn durchzubringen. Doch nur 21,7 Prozent der Wahlberechtigten oder 530 231 Berliner stimmten für den Flugbetrieb.

Europawahlen mobilisieren zwar gleichfalls meist nur 30 bis 40 Prozent der Stimmberechtigten, doch in Berlin lag die Beteiligung bei der Wahl 2004 mit 38,6 Prozent zumindest etwas über der Teilnahme am Tempelhof-Entscheid. Grund genug für Pro-Reli-Chef Christoph Lehmann, einen Verbund mit der bevorstehenden Wahl fürs Brüsseler Parlament hoffnungsvoll zu befürworten. 

Doch selbst nach einem erfolgreichen Volksbegehren dürfte es für seine Initiatitive schwer werden, die weit höhere Hürde des  Volksentscheides zu nehmen. Im Vergleich zur Tempelhof-Initiative hat Pro Reli schon in der jetzigen Phase etwas mehr Mühe, 170 000 Stimmen zusammenzubekommen. Als es um Tempelhof ging, lagen bereits eineinhalb Monate vor dem Abgabetag 120 000 Stimmen vor – und bis zum Schluss kamen 203 408 gültige Unterschriften zusammen. 

http://www.tagesspiegel.de/berlin/Landespolitik-Pro-Reli;art124,2702683
Berliner Morgenpost v. 11.1.2009
Interview

"Das Volksbegehren passt zu Berlin"

Das Volksbegehren Pro Reli für Religion als Wahlpflichtfach an Schulen steht kurz vor seinem Abschluss. Am 21. Januar endet die Frist für die Stimmen-Sammlung der Initiative Pro Reli. Noch ist ungewiss, ob die Vereinigung es schafft, die erforderlichen 170 000 Stimmen zusammen zu bekommen.

Morgenpost-Mitarbeiterin Florentine Anders sprach mit dem Vorsitzenden der Initiative, Christoph Lehmann, über die Chancen und Perspektiven der Aktion für den Religionsunterricht an Berliner Schulen.

Berliner Morgenpost:

Der Landeswahlleiter hat am Freitag eine Zwischenbilanz von 155 000 eingereichten Stimmen bekannt gegeben. Von den bisher geprüften Unterschriften sind acht Prozent ungültig. Was macht Sie so optimistisch, dass Sie das Ziel von 170 000 gültigen Stimmen bis zum Ende der Frist am 21. Januar erreichen?

Christoph Lehmann:

Noch haben wir die Unterschriften nicht alle im Kasten, aber ich weiß, dass ganz viele Listen noch in den Pfarrämtern oder in Einzelhandelsgeschäften liegen. Viele wollen bis zum Ende sammeln und erst dann die Bögen an uns schicken. Auch die Erfahrungen in anderen Ländern, wo es das demokratische Mittel des Volksbegehrens schon länger gibt, zeigen, dass zum Ende der Frist noch einmal ein großer Schub kommt. Wir sind schon jetzt nahe an den 170 000 Stimmen, allerdings brauchen wir mehr, denn mindestens zehn Prozent der Unterschriften sind in der Regel ungültig.

Werden Sie denn auch jetzt noch weiter sammeln?

Ja, wir sammeln bis zum letzten Tag, das verlangt schon unser sportlicher Ehrgeiz. Vor allem vor den Einkaufszentren werden die Stände stehen. Doch das Sammeln wird schwieriger. Bei der Kälte wollen kaum Passanten stehen bleiben. Deshalb wollen wir jetzt auch dort, wo wir das dürfen, in die öffentlichen Verkehrsmittel gehen. Der Schwerpunkt unserer jetzigen Arbeit liegt allerdings darin, die ausgefüllten Listen alle rechtzeitig zurückzuholen. Die Bögen können in den Bezirksämtern oder bei uns direkt abgegeben werden. In einem Rundfunkspot wollen wir alle privaten Sammler in der kommenden Woche auffordern, ihren Ertrag abzugeben.

Haben Sie den Eindruck, dass in der Bevölkerung die Problematik angekommen ist?

Ja, auf jeden Fall. Natürlich ist die Frage Wahlpflichtfach Ethik/Religion nicht so einfach wie zum Beispiel die Frage, ob der Flughafen Tempelhof offen bleiben soll oder nicht. Doch durch die intensive Berichterstattung weiß inzwischen fast jeder, worum es bei dem Volksbegehren geht. Die meisten haben sich auch eine Meinung gebildet. Ob sich jemand dafür oder dagegen ausspricht, ist ganz unabhängig von der Parteizugehörigkeit. Innerhalb der SPD beispielsweise gibt es viele Mitglieder, die sich für das Volksbegehren aussprechen. In den Bezirken im Osten der Stadt wollen die Unterstützer aus der Erfahrung der DDR keinen staatlich verordneten Werteunterricht mehr.

Auf der anderen Seite gibt es aber auch innerhalb der Kirche kritische Stimmen zum Volksbegehren. Überrascht Sie das?

Dass es in einer so großen Gemeinschaft auch abweichende Meinungen gibt, ist ganz normal. Allerdings ist das eine Minderheit. Die Landessynode der evangelischen Kirche und der Diözesanrat der katholischen Kirche haben sich eindeutig für das Volksbegehren ausgesprochen. Was die Gemeinden zur Unterstützung der Initiative geleistet haben war große Klasse. Sie haben viel improvisiert und sich tolle Aktionen einfallen lassen.

Dennoch wird das Rennen wohl relativ knapp...

Ich habe nie behauptet, dass das Volksbegehren ein Selbstläufer wird. Es ist immer eine Herausforderung für eine Sache so viele Stimmen zu sammeln. Allerdings waren wir auch immer gewiss, dass wir es schaffen können. Schließlich entspricht das Wahlpflichtfach Ethik/Religion der Berliner Mentalität, dass jeder nach seiner Façon glücklich werden soll.

Verwundert Sie es da, dass die Debatte inzwischen eine solche Schärfe angenommen hat?

Nicht wirklich, wir wussten schon, dass wir die Regierungskoalition mit dem Volksbegehren in die Bredouille bringen. Und die Berliner SPD ist in dieser Frage bundesweit ziemlich isoliert. Schließlich ist in den anderen Bundesländern Religion ein Wahlpflichtfach. Hochrangige SPD-Mitglieder wie Wolfgang Thierse oder Andrea Nahles haben sich für das Volksbegehren ausgesprochen. Da liegen gerade im Wahljahr die Nerven blank Uns geht es aber gar nicht darum, gegen den Senat zu arbeiten. Uns geht es um die Sache. Was mich wirklich überrascht hat, ist das bundesweite Interesse an dem Volksbegehren.

Und wie geht es für Sie weiter, wenn das Volksbegehren erfolgreich sein sollte?

Jetzt konzentrieren wir unsere Kräfte erst einmal voll auf den Endspurt. Wenn wir die zweite Hürde schaffen, wird es im Juni zum Volksentscheid kommen. In den nächsten Wochen wird es wohl darum gehen, Spendengelder einzuwerben. Aber es kann ja auch sein, dass sich das Abgeordnetenhaus nach einem erfolgreichen Volksbegehren unserem Gesetzesentwurf anschließt oder dass es einen Kompromissvorschlag macht.

http://www.morgenpost.de/printarchiv/berlin/article1012946/Das_Volksbegehren_passt_zu_Berlin.html
Berliner Morgenpost v. 11.1.2009

Pro Reli

Ehrenamtliche werben für die Freiheit der Wahl

Nein, das ist an diesem Sonnabendvormittag keine Mühsal, stundenlang in der Kälte zu stehen und wildfremde Menschen anzusprechen. Nicht, wenn der Lohn so groß ist.

"Es macht von Woche zu Woche mehr Spaß", versichert die 45-jährige Ines-Kathrin Hauchwitz, während auf der von Wochenend-Shoppern bevölkerten Steglitzer Schloßstraße schon der nächste Passant ihren Stand ansteuert, um seine Unterstützung für Pro Reli mit einer Unterschrift zu belegen. Viel Überzeugungsarbeit müssen Hauchwitz und die anderen 20 Unterschriftensammler nicht leisten. Pro Reli ist Tagesgespräch. Die Befürworter kommen von allein.

Cornelia Doms hält einer Vorbeikommenden ihr Clipboard hin. "Kann ich Sie für Pro Reli interessieren?" Der Chef der Initiative, Christoph Lehmann, ist mit seinem zehnjährigen Sohn Matthias da, seine Frau Petra hat Kinderpunsch gekocht, wer möchte, bekommt einen Becher. Unterschriftensammler und signierende Passanten kommen schnell ins Gespräch, eine große Vertrautheit zeigt sich da zwischen Bürgern, die sich eigentlich nicht kennen. Denn sie teilen dieselbe Ansicht: "Schüler sollten die Wahl zwischen Religion und Ethik haben. Alles andere ist reine Bevormundung", sagt im Vorbeigehen Ingrid Krienke, eine Großmutter mit Elan und in opulentem Pelz, deren Enkel auf eine katholische Schule gehen.

Firüzan Bergit hat auch unterschrieben. Die gebürtige Türkin lebt seit den 70er-Jahren in Berlin. "Jetzt geht meine Tochter auf ein Gymnasium", sagt die 47-Jährige und ergänzt: "Sie und eines Tages auch ihre Kinder sollen die Wahlmöglichkeit haben." pag
http://www.morgenpost.de/printarchiv/berlin/article1012947/Ehrenamtliche_werben_fuer_die_Freiheit_der_Wahl.html

IDEA-Meldung v. 11.1.2009 / Jugend & Schule 

Berlin: Endspurt beim Volksbegehren für Religion 

B e r l i n (idea) – Endspurt beim Volksbegehren für ein Wahlpflichtfach Religion in Berlin: Bis zum 21. Januar müssen 170.000 Unterschriften vorliegen. Nach Angaben des Landeswahlleiters wurden bisher 155.000 eingereicht.

Wenige Tage vor dem Ende der Sammelfrist legt die Berliner Initiative „ProReli“ noch einmal zu. Ab sofort werden Unterschriften auch vor Einkaufszentren und in öffentlichen Verkehrsmitteln gesammelt. Das kündige der Vorsitzende der Initiative, Christoph Lehmann (Berlin), in einem Interview mit der Berliner Morgenpost (Ausgabe 10. Januar) an. Von den 155.000 Unterschriften sind bislang rund 75.000 geprüft. Nach Angaben des Landeswahlleiters wurden davon 69.328 Unterschriften für gültig erklärt. Etwa neun Prozent der eingereichten Listen entsprächen nicht den Anforderungen. Weitere 80.000 Unterschriften sind bislang noch nicht geprüft worden. Lehmann zeigte sich zuversichtlich, dass die erforderliche Unterschriftenzahl zusammenkommt. Die Erfahrung anderer Volksbegehren zeige, dass zum Ende der Frist noch einmal ein großer Schub komme. In einem Rundfunkspot will „ProReli“ alle Sammler auffordern, ihre Listen rechtzeitig abzugeben. In zahlreichen Pfarrämtern seien noch Unterschriften hinterlegt, die bislang die Initiative noch nicht erreicht hätten, so Lehmann. 

Prominente Unterstützer: Schäuble, Thierse und Nahles
Zu den Unterstützern von „ProReli“ gehören die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz und die katholische Kirche sowie zahlreiche Prominente aus Politik, Wirtschaft und Medien. Unter ihnen sind Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU), Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD), die stellvertretende SPD-Bundesvorsitzende Andrea Nahles, die Fernsehmoderatoren Günther Jauch, Johannes B. Kerner, Sabine Christiansen und Peter Hahne sowie die Präsidenten von Humboldt-Universität und Freier Universität, Prof. Christoph Markschies und Prof. Dieter Lenzen. Die Befürworter wollen erreichen, dass Religion und Ethik als gleichberechtigte Wahlpflichtfächer in Berliner Schulen erteilt werden. Der rot-rote Senat hatte den Ethikunterricht zum Schuljahr 2006/2007 als verpflichtend für alle Schüler ab der 7. Klasse eingeführt. Religion ist nur ein freiwilliges zusätzliches Angebot. Dies sei eine Benachteiligung des Religionsunterrichts, so „Pro Reli“. Sollten die nötigen Unterschriften zusammenkommen, wird ein Volksentscheid für ein Wahlpflichtfach Religion an den weiterführenden öffentlichen Schulen im Juni mit der Europawahl durchgeführt werden. Der Volksentscheid wäre erfolgreich, wenn mindestens 25 Prozent der 2,4 Millionen Berliner Wahlberechtigten dafür stimmen.
http://www.idea.de/index.php?id=917&tx_ttnews[tt_news]=71576&tx_ttnews[backPid]=18&tx_ttnews[sViewPointer]=1&cHash=ee44718b34
12. Januar 2009 

Tagesspiegel vom 12.01.2009
Das Schweigen der Muslime

In den meisten Moscheen wird die Initative Pro Reli ignoriert – dabei geht es auch um den Islamunterricht  /  Von Claudia Keller 

Das Volksbegehren Pro Reli kämpft nicht nur für christlichen Religionsunterricht als schulisches Pflichtfach, sondern auch für jüdischen und islamischen Religionsunterricht. Dennoch hat man den Eindruck, als handle es sich um ein rein christliches Anliegen. Denn es gibt kaum muslimische Partner, die das Volksbegehren unterstützen. Lediglich die Ditib, ein Ableger des türkischen Religionsministeriums, der in Berlin 13 Moscheen betreibt, sammelt Unterschriften für Pro Reli. Viele sind nicht zusammengekommen.

„Wir sind passiv geblieben“, sagt Ender Cetin, Sprecher der Berliner Ditib. Der Grund für die Passivität sei, dass sich nur deutsche Staatsbürger an dem Volksbegehren beteiligen dürfen, in den Moscheevereinen aber mehrheitlich ältere Menschen engagiert seien, die den türkischen Pass besitzen. Der Altersdurchschnitt in den Ditib-Moscheen sei 50 plus. Auch habe man sich Sorgen gemacht, dass das Volksbegehren zu politisch sei und man sich durch zu viel Engagement Ärger einhandeln könne. Die Ditib aber wolle politisch neutral sein, in der Türkei wie in Deutschland. Dass die Organisation das Volksbegehren überhaupt offiziell unterstützt, sei Verdienst der wenigen Jüngeren in den Moscheen. 

In Berliner Moscheevereinen, die nicht zur Ditib gehören, bei der Türkischen Gemeinde oder dem Türkischen Bund kann man überhaupt nur wenig mit der Institution „Volksbegehren“ anfangen. Diese Erfahrung hat auch Jürgen Holz gemacht. Er ist Jurist und vor vielen Jahren zum Islam konvertiert. Bei der Initiative Pro Reli ist er für den Kontakt zur muslimischen Gemeinschaft zuständig. „Ich habe viele angesprochen, aber es ist sehr schwer, Muslime zur Mitarbeit bei der Initiative zu gewinnen“, sagt er. Es sei sehr viel mehr Aufklärung nötig als bei anderen Gruppen. Auch sei die muslimische Gemeinschaft in Berlin sehr zersplittert, was ein konzertiertes Auftreten erschwere. Viele Muslime seien Ausländer und hätten Angst, etwas falsch zu machen in Deutschland. Bloß nicht auffallen, sei für viele das Motto, sagt Holz. Und die gut integrierten Muslime, meist Akademiker, hätten sich ins Privatleben zurückgezogen und seien völlig apolitisch. Es werde wohl noch ein paar Generationen dauern, bis sich ein Bewusstsein bei den hier lebenden Migranten herausbilde, dass man mit bürgerschaftlichem Engagement in Deutschland einiges bewegen könne. 

Es gibt aber auch muslimische Organisationen, die das Volksbegehren Pro Reli aus machttaktischen oder inhaltlichen Gründen ablehnen. So sei der Vorstand der Islamischen Föderation in Berlin zweigeteilt, was die Haltung zu Pro Reli angehe, sagt Burhan Kesici, der Sprecher der Föderation. Die Föderation erteilt an zwei Dutzend Grundschulen islamischen Religionsunterricht, den die Schüler freiwillig besuchen können. Etliche in der Föderation fürchteten, das Volksbegehren wolle die Rechte der Föderation beschneiden, sagt Kesici. Denn man bezweifle, dass Muslime und insbesondere die Föderation bei der Konzeption und Durchführung eines staatlichen islamischen Religionsunterrichts einbezogen würden. Die Befürworter in den eigenen Reihen würden hingegen argumentieren, dass ein staatlicher Religionsunterricht mehr Kinder erreiche als ein freiwilliges Fach. 

Lydia Nofal vom Verein Inssan lehnt das Volksbegehren ab – einfach weil sie das Pflichtfach Ethik gut findet. In einer multireligiösen Stadt wie Berlin sei es wichtig, dass alle Kinder im Ethik-Unterricht auf einer gemeinsamen Basis lernten, Konflikte zu lösen. „Wer mag, kann ja freiwillig in den Religionsunterricht gehen“. Die Initiative Pro Reli will bis 21. Januar 170 000 Unterschriften für ein Wahlpflichtfach Ethik/Religion sammeln. Dann kann es im Sommer einen Volksentscheid geben. Bislang hat die Initiative nach eigenen Angaben 150 000 Stimmen beisammen      http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2703305

Deutschlandfunk-Sendung am 12.1.2009 – 9:42 Uhr / Länge: 9:39 Minuten  
Letzte Phase Volksentscheid "Pro Reli" in Berlin
Autorin: Steinbauer, Agnes

Sendung: Tag für Tag
http://www.dradio.de/aod/html/   (dort auch mp3-Datei hörbar bzw. download)
www.ERF.de am 12.01.2009

Endspurt beim Volksbegehren für Religionsunterricht

"Pro Reli" sammelt jetzt auch Unterschriften vor Einkaufszentren
Religionsunterricht an der Schule kann richtig interessant sein. Denn engagierte Lehrer bringen dort Themen zur Sprache, die sonst an der Schule kaum berücksichtigt werden.

Kein Wunder also, dass sich viele Schüler für den Religionsunterricht entscheiden, wenn sie denn wählen können zwischen Religion und Ethik.

In Berlin jedoch müssen die Schüler ab der 7. Klasse seit 2006 den Ethikunterricht besuchen und verzichten deshalb zumeist auf einen zusätzlichen Religionsunterricht.

Die Initiative "Pro Reli" will, dass die Schülerinnen und Schüler in Berlin wieder eine echte Wahl haben zwischen den Fächern Ethik und Religion. Sie hat darum ein Volksbegehren gestartet. Bis Mitte Januar müssen 170.000 Berliner diesem Vorhaben zugestimmt haben.

Kai-Uwe Woytschak spricht mit Julia Sebastian, Sprecherin von "Pro Reli".

Download(s): MP3-Download:   MP3 (1.2 MB) | anhören
http://www.erf.de/1104-Endspurt_beim_Volksbegehren_fuer_Religionsunterricht.html?content_item=4232&PHPSESSID=54e471a
208808fa 6b505e35cabab156f

Beitrag im Schweizer Rundfunk am 12.1.2009

Ethik oder Religion? Berliner Debatte um ein Schulfach

In Berlin steht seit 2006 für alle Schülerinnen und Schüler ab der 7. Klasse der Ethikunterricht als Pflichtfacht im Stundenplan. Ethik ist Pflicht - Religion indes nur ein freiwilliges Wahlfach. Die Kirchenvertreter hat diese Praxis schon 2006 verärgert - jetzt sammelt eine Bürgerinitiative unter dem Namen «Pro Reli» in Berlin Unterschriften.



· Hören 


Ein Beitrag der Sendung «DRS2aktuell» - Ursula Hürzeler im Gespräch mit Franziska Baetcke

Sendezeiten: 12.1.2009, 12.03-12.30 Uhr, DRS 2  -  12.1.2009, 21.33-22.00 Uhr, DRS 4 News

http://www.drs.ch/www/de/drs/sendungen/drs2aktuell/2643.bt10066468.html

PRO – Christliches Medienmagazin v. 12.1.2009

"Pro Reli" will in U-Bahnen werben 

Macht das Wetter den Initiatoren von "Pro Reli" einen Strich durch die Rechnung? Der Vorsitzende der Bürgerinitiative, Christoph Lehmann, fürchtet, der kalte Winter könne das "Stimmensammeln" auf öffentlichen Plätzen erschweren. Nun wollen die Reli-Befürworter in U-Bahnen Unterschriften sammeln.

15.000 Unterschriften bis zur kommenden Woche - die muss die Bürgerinitiative "Pro Reli" in Berlin noch sammeln, wenn das Volksbegehren mit dem Ziel, den Religionsunterricht in Berliner Schulen als ordentliches Unterrichtsfach einzuführen, Gültigkeit erlangen soll. Dazu muss die Gruppe um Rechtsanwalt Christoph Lehmann bis zum 21. Januar 170.000 Unterschriften sammeln (pro berichtete). Bisher verzeichnen die Reli-Befürworter 155.000 Stimmen. 

In der U-Bahn Stimmen sammeln 
In einem Interview mit "Welt Online" sagte Lehmann, er sei optimistisch, das Ziel von 170.000 Stimmen zu erreichen, auch wenn von den bisher eingereichten Stimmen etwa zehn Prozent ungültig seien. "Noch haben wir die Unterschriften nicht alle im Kasten, aber ich weiß, dass ganz viele Listen noch in den Pfarrämtern oder in Einzelhandelsgeschäften liegen. Viele wollen bis zum Ende sammeln und erst dann die Bögen an uns schicken", sagte er. 

"Pro Reli" wolle weiterhin mit Info-Ständen auf öffentlichen Plätzen werben und Stimmen sammeln, die Kälte mache das aber schwieriger, weil kaum Passanten stehen blieben. "Deshalb wollen wir jetzt auch dort, wo wir das dürfen, in die öffentlichen Verkehrsmittel gehen", erklärte Lehmann. 

"Jetzt konzentrieren wir unsere Kräfte erst einmal voll auf den Endspurt. Wenn wir die zweite Hürde schaffen, wird es im Juni zum Volksentscheid kommen. In den nächsten Wochen wird es wohl darum gehen, Spendengelder einzuwerben. Aber es kann ja auch sein, dass sich das Abgeordnetenhaus nach einem erfolgreichen Volksbegehren unserem Gesetzesentwurf anschließt oder dass es einen Kompromissvorschlag macht", spekulierte er über das Fortschreiten der Aktion nach Ablauf der Frist. 

Einem Volksbegehren geht in Deutschland, je nach Bundesland, eine Volksinitiative voraus. Im Fall von "Pro Reli" mussten zu Beginn des vergangenen Jahres 20.000 Unterschriften gesammelt werden. Damit es zum Volksentscheid kommen kann, müssen nun 170.000 Stimmen zusammen kommen. Volksbegehren sind in der BRD fast ausschließlich auf Landesebene möglich. Auf der Ebene der Gemeinden und Landkreise gibt es äquivalente Bürgerbegehren. (PRO) von aw

http://www.pro-medienmagazin.de/themen/nachrichten/nachrichten-single/datum/12/01/2009/pro-reli-will-in-u-bahnen-werben/
13. Januar 2009 

Humanistischer Pressedienst v. 13.1.2009 – 15:12 Uhr – Nr. 6118 -  Veranstaltungsbericht
„Ethik und Religion - ergänzend oder alternativ?" 

[image: image35.jpg]



BERLIN. (hpd) Die Initiative „Pro Reli" hat noch acht Tage Zeit, die bislang fehlenden Unterstützungsstimmen für ein Volksbegehren zu sammeln. Auch die Informationsveranstaltungen finden weiterhin statt. Bericht über die Veranstaltung eines SPD-Kreises in Berlin.

Der Kreis Steglitz / Zehlendorf der Berliner SPD hatte am Montagabend in den Bürgersaal des Rathaus Zehlendorf eingeladen: „Ethik und Religion - ergänzend oder alternativ?" Wer gemeint haben könnte, das Thema interessiere inzwischen niemanden mehr, sah sich getäuscht, denn der große Saal war gut besucht. Auf dem Podium saßen Felicitas Tesch, MdA und Mitglied im Koordinierungskreis „Pro Ethik", Christoph Lehmann, Vorsitzender der Initiative „Pro Reli" sowie Peter Kriesel, Bundesvorsitzender des Fachverbandes Ethik, ebenfalls für „Pro Ethik". Die Moderation hatte der SPD-Bundestagsabgeordnete Klaus Uwe Benneter.

Als Einleitung referierten die Podiumsteilnehmer kurz ihre jeweiligen Auffassungen. Peter Kriesel verwies unter anderem auf die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zum Religionsunterricht und zum Ethikunterricht. Der Kern des Religionsunterrichts sei die jeweilige Bekenntnisgebundene Wahrheit, während der Ethikunterricht zu interkultureller Kompetenz und Dialogfähigkeit führe. Ethik nutze dabei die Vielfalt der religiösen und weltanschaulichen Auffassungen innerhalb einer Klasse während die Forderungen von „Pro Reli" diese verschiedenen Auffassungen in bekenntnisgleiche Gruppen trennen würde.

Christoph Lehmann betonte, dass es im gesamten Schulunterricht zwar auch um Werte ginge, der Religionsunterricht aber der einzige Ort sei, wo die Wissensvermittlung zu diesen Werten durch die Lehrer auch authentisch stattfinden würde. Das könne und dürfe der Ethikunterricht nicht, da er zur Neutralität verpflichtet sei. Die Kinder müssten in der Schule erst ihre eigene religiöse Sprachfähigkeit gelernt haben, bevor sie miteinander darüber reden könnten.

Felicitas Tesch bekräftigte, dass eben dies in Berlin bereits geschehe, da drei Viertel aller Grundschüler an einem Religions- oder Weltanschauungsunterricht teilnähmen und erst danach der Vergleich und die Abwägung kämen. Das Wesentliche sei das gemeinsame Fach in einer multi-kulturellen Stadt. Insofern wolle „Pro Reli" einen Wahlzwang einführen und keine Wahlfreiheit. SchülerInnen, die am Ethikunterricht und auch am Religions- und Weltanschauungsunterricht teilnehmen wollten, müssen sich für eines davon entscheiden. Insofern trenne „Pro Reli" die Schüler, während das Fach Ethik verbinde.

Der moderierende Klaus Uwe Benneter, der sich als aktiver Christ bekannte, bemerkte, dass ihn die Frage der Wahrhaftigkeit beschäftige, denn bei „Pro Reli" entstehe sehr leicht der Eindruck, als ginge es in dieser Frage um die großen Themen Freiheit gegen Unfreiheit.

Der „Pro-Reli"-Vorsitzende konnte die meisten Zuhörer jedoch nicht für sich einnehmen, als er die von „Pro Reli" geforderte Wahlfreiheit erläuterte. „Wenn ich in einem Restaurant etwas essen möchte, und es gibt Pommes oder Nudeln als Beilage, dann will ich nicht erst die Pommes essen müssen und darf danach auch noch die Nudeln essen. Ich will die Freiheit haben, eines von beiden auswählen zu können." 

Aus der Mitte der Zuhörer meldeten sich primär Ethik- und Religionslehrer zu Wort und so waren zwei Aspekte in ihren Ausführungen zentral. Zum einen die Frage: „Wie sollen die Migranten in Berlin (42 % der SchülerInnen) in einen demokratischen Grundkonsens einbezogen werden?", zum anderen die Darstellung: „Eine Gesellschaft ohne Religion ist eine Gefahr."

Die ZuhörerInnen verhielten sich sehr diszipliniert und am wechselnden Beifall wurde deutlich, dass die große Mehrheit für „Pro Ethik" war, was allerdings bei einer Veranstaltung der SPD zu erwarten war.

Klarstellungen des HVD

Der Landesvorsitzende des Humanistischen Verbandes in Berlin, Bruno Osuch, der sich unter den ZuhörerInnen befand, nutzte die Gelegenheit, um den Vorsitzenden von Pro Reli direkt und öffentlich zu mehr Wahrhaftigkeit aufzufordern. Er wies entschieden sowohl die Darstellungen von „Pro Reli" zurück, dass der Humanistische Verband sich nur aus taktischen Gründen für „Pro Ethik" einsetze, denn die Integration in einer multi-kulturellen Stadt wie Berlin müsse im Mittelpunkt stehen, nicht die Partikularinteressen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Es müsse verhindert werden, dass in der Stadt Parallelgesellschaften entständen. Wenn „Pro Reli" mit der Wahlpflicht durchkäme, dann hätte auch die Islamische Föderation das Recht, einen Unterricht nach ihren eigenen Bekenntnisrichtlinien zu bestimmen und als staatlich sanktionierten Unterricht zu erteilen. Als zweites bezog er sich auf den Slogan der „Wahlfreiheit", mit dem seiner Erachtens „Schindluder betrieben werde", denn jeder, der Religionsunterricht haben wolle, könne ihn bekommen.

Bruno Osuch bekräftigte, dass niemand von „Pro Ethik" gegen Religion oder gegen die Kirche eingestellt sei. Insofern seien die Darstellungen von „Pro Reli" in den vergangenen Tagen, dass der HVD religionsfeindlich sei, schlicht infam. Im Übrigen sei der Lebenskundeunterricht 1985 von der CDU-Senatorin Hanna Renate Laurien eingeführt worden.

Endspurt für „Pro Reli"

Dieser Abend hat vermutlich wenig für die Unterschriftenlisten von „Pro Reli" beigetragen. Die Zeit könnte jedoch für einen Erfolg von „Pro Reli" zu knapp werden.

Am vergangenen Freitag hatte der Landeswahlleiter bekannt gegeben, dass bis zum 8. Januar, also 13 Tage vor dem Ende der Eintragungsfrist, rund 155.000 Unterschriften eingereicht worden seien. Davon seien bislang 75.828 Unterstützungsunterschriften geprüft und 69.328 als gültig anerkannt worden. Etwa weitere 80.000 ungeprüfte Unterschriften lägen derzeit noch in den Bezirkswahlämtern.

Eine genauere Berechnung zeigt, dass der Anteil der ungültigen Stimmen im Zeitverlauf ansteigt. Bis zum 25. November 2008 waren 32.248 Unterschriften geprüft worden, von denen 30.333 gültig waren. Ein Prozentsatz von 5,9 % ungültiger Stimmen. Von den weiteren 43.580 eingereichter Stimmen, die seit Ende November bis zum 9. Januar geprüft wurden, waren 38.996 gültig. d.h. der Anteil der ungültigen Stimmen liegt bei 10,5 %.

Nach Auskunft eines Bezirkswahlamtes ist bekannt, dass gegen Ende der Eintragungsfristen der Anteil der ungültigen Stimmen deutlich ansteige. Der überwiegende Grund seien doppelte oder Mehrfachunterschriften derselben Wahlberechtigten, die entweder vergessen haben, dass sie vor Wochen oder Monaten bereits einmal unterschrieben haben oder die gut meinend eine ihrer Ansicht nach gute Sache mehrfach unterstützen wollen.

Insofern ist ein durchschnittlicher Anteil von 10 % (oder mehr) ungültiger Stimmen anzunehmen, was heißt, dass „Pro Reli" mindestens etwa 190.000 Unterschriften beibringen müsste, um auf der sicheren Seiten von rund 170.000 gültigen Stimmen zu sein. In dieser Hinsicht sind es noch etwa 35.000 Stimmen, die in den letzten 13 Tagen gesammelt und beim Landeswahlleiter abgegeben werden müssen. Ob das gelingt, wird sich am Abend des 21. Januar zeigen. C.F.            http://hpd.de/node/6118 -  
Links: [1] http://www.wahlen-berlin.de/

Tagesspiegel vom 13.01.2009
Volksbegehren

Vier Minuten pro Stimme

Die Zeit läuft: Jetzt wirbt die Initiative Pro Reli auch in U-Bahnhöfen für das Volksbegehren.

Von Hadija Haruna 
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Gretchenfrage auf dem Bahnsteig. Die Initiative Pro Reli wirbt nun auch in U-Bahnhöfen für das Volksbegehren. - Foto: Steinert 

 „Darf ich sie kurz ansprechen?“ Hannchen Zepernick hat sich zu zwei jungen Männern am Gleis der U-Bahnhaltestelle Thielplatz gestellt. Auf ihrer neongelben Warnweste prangt ein rot-weißer Aufkleber mit der Aufschrift „Freie Wahl zwischen Ethik und Religion“. Die Studenten von der FU-Berlin blicken interessiert. „Kennen Sie das Anliegen der Initiative Pro Reli?“, fragt die 58-jährige Religionslehrerin und erklärt. Die Studenten unterschreiben auf Zepernicks Stimmzettel. Sie kontrolliert schnell, ob die Angaben stimmen und spricht den nächsten Fahrgast an. Dieses Mal bekommt sie eine Abfuhr. Kein Grund für Zepernick, missmutig zu werden. 

„Es gibt viele Leute, die mir sagen, dass sie mit der Kirche nichts zu tun haben wollen, andere wiederum sind total interessiert daran, dass es Religionsunterricht als Wahlpflichtfach gibt.“ Seit einer Viertelstunde flitzt die 58-Jährige in der Eiseskälte über den Bahnsteig. Mit ihrem Charme und ihrer offenen Art hat sie bereits fünf Stimmen gesammelt.

Dass die Lehrerin ganz offiziell am Bahnsteig Unterschriften sammeln darf, hat sie der BVG zu verdanken, die am vergangenen Freitag den Stimmenfang abgesegnet hat. Christoph Lehmann, Vorsitzender von Pro Reli, hatte angesichts der nahenden Abgabe der Stimmen am 21. Januar ab Montag eine letzte Offensive angekündigt. Dazu zählt auch die seit gestern geschaltete Radiowerbung. „Neben der U-Bahnaktion ist es jetzt wichtig, dass die Stimmzettel zurückgeschickt werden.“ Wie intensiv in den Bezirken noch gesammelt wird, weiß er nicht. „Das kommt auf das Engagement der einzelnen Mitstreiter an.“

So startet beispielsweise in Neukölln die nächste Großoffensive am Sonnabend, weil die meisten Lehrer unter der Woche bis 16 Uhr unterrichten. „Sie sammeln aber auch nebenher in ihrer Nachbarschaft und den Gemeinden“, sagt Andrea Zedler, Beauftragte für evangelischen Religionsunterricht in Neukölln. 

Am U-Bahnhof Thielplatz herrscht indessen emsiger Betrieb. Hannchen Zepernick hat alle Hände voll damit zu tun, im Vier-Minuten-Takt der eintreffenden Bahnen den Fahrgästen ihr Anliegen vorzutragen und sie von einer Unterschrift zu überzeugen. „Die meisten haben den Namen Pro Reli schon mal gehört, aber nicht alle wissen, was wir genau wollen“, sagt sie. Gerade erst habe sie die Unterschrift einer Frau erhalten, die geglaubt hatte, dass der Ethikunterricht mit dem Volksentscheid abgeschafft werden soll. 

Der Einsatz an der U-Bahn lohnt sich in ihren Augen. „Wenn das Wetter schön bleibt, sammle ich diese Woche noch zweimal. Ein Bekannter aus der Gemeinde hat angeboten, mich dabei zu unterstützen.“ 

http://www.tagesspiegel.de/berlin/Pro-Reli-Volksbegehren;art270,2704140 (auch Kommentare)
Kommentare [ 22 ] Stand: 13.1.2009 – 11:00 Uhr
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von robert56


   | 12.01.2009 20:55:19 Uhr 

Erst Tempelhof jetzt laufend dieser Quatsch. Ist der Tagesspiegel das Sprachrohr von unsinnigen Volksentscheiden? Jeden Tag über diesen Quatsch was in der Zeitung. Wen interessiert das? 
Auf der einen Seite wollen wir das Kinder gemeinsam lernen und nicht spalten und dann will wieder die rückständigen Kirche kleine getrennte Grüppchen er der dann nur die eine Weltanschauung die "richtige" ist. 
Das ist doch ein Rückschritt zu dem was wir hier jetzt haben. 
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von ferdikarin72


   | 12.01.2009 23:00:36 Uhr -  Pro Reli (robert56) 

Volksentscheide sind ein Teil unserer Demokratie und wir können froh sein, dass wir sie haben. Diese Entscheide können verhindern dass die rot/roten in Berlin nicht aus ideologischen Gründen machen können wonach ihnen gerade der Sinn steht. Wer dieses nicht begreift, gleicht den Geist, den er begreift.Gerade in den Schulen sollte man den Sinn der 10 Gebote und das Handeln danach bei Zeiten lehren. 
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von ach


   | 13.01.2009 00:05:55 Uhr -  @ferdikarin72 

Warum sollte man den 10 Geboten mehr Raum in der Schule geben, wenn schon das erste Gebot höchst spekulativ ist? 
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von oda


   | 12.01.2009 21:21:51 Uhr  -  MICH... interessiert das. 
Sie aber anscheinend auch, sonst hätten Sie den Artikel nicht gelesen, oder? [image: image50.png]
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von berlinfahrer


   | 12.01.2009 22:17:43 Uhr  -  Zum Glück kann man frei wählen und wenn der Volksentscheid kommt einfach gegen diesen Quatsch stimmen und fertig. Ich habs schon mal gesagt und sag es immer wieder: Kirchen raus aus der staatlichen Schule, egal welche! 
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von ach


   | 12.01.2009 22:59:07 Uhr -  Was heißt einfach? 

Man muß sich die Zeit nehmen, zum Entscheid gehen. Und vor allem muß man vorab dafür sorgen, daß auch alle anderen, die die Sache für Quatsch halten, zum Entscheid gehen. 
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von lianegebhardt


   | 12.01.2009 23:10:34 Uhr -  @berlinfahrer 

wenn Sie sagen, "Kirchen raus aus der staatlichen Schule" sollten Sie es schon begründen. Dann will ich gern antworten. Was Sie als "Quatsch" titulieren, ist - bis auf Bremen - in ganz Deutschland jahrzehntelange Praxis. Die Schülerinnen und Schüler haben überall Wahlfreiheit zwischen Religion und Ethik. Nur Berlin grenzt durch rot-rot die Freiheit ein. 
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von berlinfahrer


   | 12.01.2009 23:57:38 Uhr  -  Wie weit soll ich das noch ausführen 

Ich dachte, das meine Aussage reicht: Kirche raus aus staatlichen Schulen! Diskussion ist da nicht weiter nötig, denn mit Religionsvertretern diskutieren zu wollen ist verschwendete Zeit. Überzeugte Anhänger lassen sich nicht davon ab und wozu das führt steht jeden Tag in der Zeitung. 
Eine nicht staatlich Organisation mit einseitig ausgerichteter Weltanschauung darf keine staatlichen sanktionierten Einfluss auf die Schüler bekommen. Sie können ihre Lehren und Thesen gerne außerhalb der Schule verbreiten und wer das hören will kann freiwillig in seiner Freizeit dort hin gehen. So einfach ist das. 
Religionen, egal welcher Art, in einer Konfessionslosen Schule verbreiten zu wollen ist Zweck zum Mittel und darf nicht erlaubt werden. Ich sehe es so, das Berlin es richtig macht und in den anderen Bundesländern auch so gemacht werden sollte. Mit Bayern fangen wir mal an ... 
Dazu gehört auch die Entfernung religöser Zeichen, egal welcher Art, aus der staatlichen Schule. Unsere Schulen brauchen keine Einflussnahme von außen. Das sollte man ganz strickt trennen, denn sonst kommen irgendwann auch 'Kirchen' wie Scientologie und fordert ihr recht Unterricht anzubieten. Gleiches Recht für alle - Wer will das wirklich? 
Wie sie sehen, betone ich ausschließlich staatliche Schulen. Wer an einer Konfessionsgebundenen Schule unterrichtet wird, weiss worauf er sich einlässt und tut das freiwillig (oder aus familiären Gründen). Ich unterscheide da sehr wohl. 
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von lianegebhardt


   | 13.01.2009 07:44:19 Uhr -  @berlinfahrer 

Sie wollen also französische Verhältnisse in Deutschland. Dabei sollten Sie wissen, dass die Franzosen damit nicht glücklich sind. Jedes dritte Schulkind geht dort mittlerweile auf eine katholische Privatschule. (Ist es wirklich dass, was Sie wollen?) 
Oder wollen Sie gar amerikanische Verhältnisse? Die totale Trennung von Schulen und Kirchen; den religiösen Fanatismus, der sich um die Schulen herum gebildet hat, ist auch eine frohlockende Aussicht für Deutschlands Zukunft, oder? 
Und wieso pochen Sie dann auf einen staatlichen Atheismus-Missionsfeldzug: alle verpflichtend in einen atheistischen Ethikunterricht des HVD zu schicken? (Der HVD ist ja wohl federführend bei PRO ETHIK, dann wird das Fach inhaltlich auch SEINE Unterrichtsziele im Blick haben.) 
Es gibt keine konfessionslose Schulen. Solange es noch Kinder, Eltern und Lehrer gibt, die konfessionell gebunden sind, haben wir die Bekenntnisse in der Schule. Mal ganz davon abgesehen, dass wir mit Musik, Kunst, Geschichte, PW etc. an den Konfessionen nicht vorbei kommen. Sie können gern mit dem HVD eine atheistische Bekenntnisschule gründen, aber machen Sie bitte nicht die staatlichen Schulen zu atheistischen Bekenntnisschulen. 
Über Nächstenliebe, die Feindesliebe Jesu, die Zehn Gebote und die Goldene Regel etwas zu lernen, kann heutzutage niemandem schaden, weshalb der Religionsunterricht ja auch gern gewählt wurde (solange man noch dazu Zeit hatte). Was anstatt verpflichtend eingeführt wurde, das Ethikfach, vermittelt nichts davon, dort ist mehr die JUGENDWEIHE Thema (=HVD=). 
"berlinfahrer", Sie müssen doch nicht Ihre Kinder am Religionsunterricht teilnehmen lassen, sie haben die Freiheit, aber lassen Sie bitte denen die sich Religion wünschen, die Freiheit, dies im vernünftigen Rahmen tun zu können. 
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von ach


   | 13.01.2009 00:03:11 Uhr  -  @lianegebhardt 

In Berlin gibt es seit 60 Jahren die Freiheit, statt Religionsunterricht wirklich nützliche Dinge tun zu können. Diese Freiheit gibt es in den anderen Bundesländern nicht. Es gibt auch keinen Grund, das dortige Zwangssystem nach Berlin zu holen. 
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von lianegebhardt


   | 13.01.2009 08:28:01 Uhr  -  @ach 

Wenn Sie es noch nicht bemerkt haben sollten, haben wir jetzt in Berlin einen atheistischen Zwangsunterricht, für den Sie sich ja stark machen, da er offensichtlich Ihrer Auffassung entspricht. Dabei kann man sich aber nicht davon befreien lassen, was in allen anderen Bundesländern geht. Ein mehr an Freiheit ist die Wahlfreiheit zwischen Ethik und Religion. Ich habe aber den Eindruck, dass, die Atheisten so ihre Schwierigkeiten mit der Freiheit haben. Das war ja schon in der DDR so und jetzt sind sie durch Herrn Wowereit wieder an die Macht gekommen und schon wird die Freiheit wieder beschnitten. Die Aggressivität der Atheisten und Agnostiker, weil andere sich für mehr Freiheit einsetzen, ist schon erschreckend und bezeichnend zugleich. 
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von highland


   | 13.01.2009 10:06:20 Uhr  -  Freiheit?!? 

Also nach meinem Kenntnisstand haben wir in Deutschland die Trennung von Staat und Kirche. Ergo hat Religionsunterricht an der Schule nichts verloren. Jedem kirchlich orientierten Menschen steht es frei zur seiner oder seiner Kinder religiösen Bildung eine Kirche oder eine Institution der selbigen aufzusuchen. Die Forderung nach Religionsunterricht in irgendeiner Form an der Schule ist nur Ausdruck von Besitzstandswahrung, weil es ja bisher auch immer so war. Ich glaube, dass es Tucholsky war, der sagte: "Tradition heißt gar nichts, man kann eine Sache auch dreißig Jahre lang falsch machen." 
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von guderian


   | 12.01.2009 23:36:14 Uhr  -  Keine Sorge die Demokratie funktioniert. 

Wenn es läuft wie bei Tempelhof, dann bekommen wir alle nochmal einen Brief, in dem der Quatsch nochmal ganz deutlich drinnen steht. Danach muss jeder selbst wissen, wie blöd er ist. Und selbst wenn das Volksbegehren mit seinem 25% Quorum erfolgreich ist. Dann können wir ganz leicht ein anderes Volksbegehren starten, dass das erste wieder rückgängig macht. 
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von lianegebhardt


   | 13.01.2009 08:32:42 Uhr -  @guderian 

Mit der Freiheit Andersdenkender haben Sie anscheinend große Probleme. Doch um das zu ändern, benötigen Sie eine Diktatur, aber vielleicht hilft der rot-rote Senat Ihnen auch dabei. 
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von balkonien


   | 12.01.2009 23:38:02 Uhr -  pro reli 

ethik im umgang mit den mitmenschen ist mir allemal wichtiger als einseitiger religionsunterricht. 
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von rathauspiefke


   | 12.01.2009 23:52:51 Uhr -  Schmonzette 

... immer wieder nett und schrullig, mit welchen Schmonzetten der Tagesspiegel seine nicht mehr ganz so jungen Alt-Westberliner Leser und Abonnenten bei Laune hält. Nun also die evangelische Heilige Johanna vom Bahnhof Thielplatz mit BVG-Lizenz. Der nächste Zug kommt in sieben Minuten. 
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von schoeneberger


   | 13.01.2009 00:18:29 Uhr -  4 Minuten pro Stimme 

Da bleibt für Pro Reli Gegner, die den Volksentscheid nicht wollen, nur eine Strategie, wenn sie von Unterschriftensammlern angesprochen werden: Möglichst lange festquatschen! 
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von dali


   | 13.01.2009 03:10:08 Uhr  -  Sagt mal Leute, ist Euch noch gar nicht aufgefallen, 

dass die ganze Diskussion hier mit dem Thema selbst gar nichts zu tun hat, und was noch schlimmer ist die Spaltung in unserer Stadt mal wieder vertieft? Folgendes wird passieren: entweder das Quorum wird erreicht, dann wird Wowi alles tun, nur eines nicht, sich der Gefahr aussetzen, dass irgendjemand, WEIL er für Pro Reli ist, auch noch sein Kreuzchen an dem Kreis macht, vor dem das Kürzel CDU steht? 
Wenn das Quorum erreicht ist, können die Gegner des RU die Sache als gegessen betrachten. Noch schlimmer aber wird es, wenn das Quorum knapp NICHT erreicht wird. Dann nämlich wird die CDU wenigstens bei der Europawahl den Wahlkampf führen mit "unterschreiben se mal hier für westlich christliche Werte und gegen SED-Ideologie". Ich glaube kaum, dass er sich auf ein solches Spiel einlässt. 
Was wird er also tun? Auf dem Verwaltungsweg die Wahlmöglichkeit schaffen, zumal nicht nur hier, inzwischen eine Diskussion läuft, die die Überschrift, was passiert eigentlich im Ethik-Unterricht, trägt. 
Was er aber ganz sicher nicht tun wird, ist, dass, noch dazu an einem Wahltag die Spaltung unserer Stadt dokumentiert wird. aber liebe Ethik Fans, ist Euch außerdem nicht aufgefallen dass bei dieser Diskussion auch was anders ist: Wenn wir nämlich sonst ein so intensiv diskutiertes Thema haben, gibt es immer Kommentatoren, die auch Fehler im System der eigenen Position eingestehen. 
Hier gab es aber niemanden, der eingeräumt hat, dass Ethik stark revidiert werden müsste, um den eigenen Ansprüchen zu genügen, mit Ausnahme von @ach, der explizit erklärt hat, dass ihm völlig wurscht ist, was in Ethik abgeht, Hauptsache kein RU. Diese Position ist wenigstens ehrlich und man muss nicht all die Verwindungen lesen, die ein Bild malen wollen, das sich leider mit der Realität verträgt, 
so nun regt Euch mal schön auf, oder lasst es bleiben... 
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von hasilein


   | 13.01.2009 07:55:03 Uhr  -  Was ist nur los mit den Kirchen. Keinen Arsch mehr in der Hose bzw. keinen Teufel mehr in der Hölle? Früher hätte man das einfach so gemacht: du willst keinen Rel(gionsunterricht) in der Schule und da auch nicht hingehen? Dafür wirst du für ewig in der Hölle braten , mein Sohn ...... es sei denn du kaufst dir diesen wirksammen Ablasszettel für nur ein kleines Vermögen, der die 1000 & 1 Jahr sorgenfreie Ewigkeit bieten wird.. 
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von joachim.goerner


   | 13.01.2009 08:04:18 Uhr  -  Wow! Es gibt ja ......doch hübsche Berlinerinnen! 
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von farinurlaub 


  | 13.01.2009 08:51:34 Uhr  -  Aus Erfahrung kann ich berichten. (Es ist wohl hier der Fall, dass besonders die Gegner dieses Entscheides nie die Wahlmöglichkeit Reli oder Ethik hatten). 
Ich ging 9 Jahre lang in Baden-Württemberg auf ein Gymnasium und hatte jedes Schuljahr stets die Wahl zwischen Ethik und evangelischem Religionsunterricht. Es ist möglich, nach einem abgelaufenen Schuljahr oder in den ersten Wochen des angebrochenen Schuljahrs von dem einen Fach in das andere zu wechseln. 
Nun gut. In den 9 Jahren meiner gymnasialen Schulausbildung ging ich die vollen 9 Jahre in den ev. Reli-Unterricht. Und wieso? Nicht weil ich gläubig war oder bin. Im Gegenteil. Ich glaube nicht an Gott, in keiner Weise. (Für micht ist alles was passiert Zufall, etc. aber das tut hier nichts zur Sache). So wie mir ging es auch anderen Schülern. Sie glaubten nicht, sidn aber trotzdem in den RU gegangen. 
Und dort: man versuchte nicht uns "umzuerziehen" oder dergleichen. (dies geschah parallel ebensowenig im kath. RU). Nein, die Lehrer und die anderen Schüler waren froh um unsere Anwesenheit, wir hatten tolle Diskussionen. Es wurden ganz andere Standpunkte aufgedeckt und diskutiert. 
Und um was ging es im Unterricht? Es ging nicht darum dass die Bibel recht hat oder dergleichen. Nein! Wir haben 
1.) die Bibel "analysiert". D.h.: Wieso wurde dieses und jenes damals so aufgeschrieben? Wieso haben die Menschen damals diese Weltsicht gehabt und wieso sehen wir das heute anders (teisl durch naturwiss. Erkenntnisse, etc.)? Was kann nicht erklärt werden? 
2.) Wir haben intensiv über andere Religionen und deren Glauben gesprochen und ich behaupte zu sagen, wir wurden so zu toleranteren Menschen erzogen. 
3.) Wir wurden genauso über Dinge unterrichtet, die eigentlich nichts mit Religionen zu tun haben. Es ging hier beispielsweise um Toleranz, Menschenwürde, Euthanasie (NS-Zeit) und Sterbehilfe, aktuelle politische Probleme, etc. 
Also daher bin ich Pro Reli. Gerade in Zeiten relig.Fundamentalisten ist RU eine sehr wichtige Sache. 
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von cpeters


   | 13.01.2009 09:49:32 Uhr  -- Der Morgen danach... 

Ich bin mir nicht so sicher ob nach dem Pro Reli Entscheid wirklich Ruhe ist. Als nächstes kommt dann wahrscheinlich "Pro Kreationismus - Für freie Wahlen zwischen Kreationismus und Evolution." Es geht ja nicht an, dass man da nicht wählen darf, da werden schließlich Grundprinzipien unserer Gesellschaft ausgehebelt. Das wird uns dann sicher auch als "Mehr Demokratie" verkauft. 
Was solls, ich als Anhänger des "Unintelligent Designs" bzw. des "Fliegenden Spaghettimonsters" werde meine Lehren und meinen Glauben endlich und staatlich gefördert in die deutschen Schulen tragen können - wenn das Beispiel selbst Schule macht. 
Deutschlandradio v. 13.1.2009

Philosoph Robert Spaemann für obligatorischen Religionsunterricht

"Pro Reli"-Debatte in Berlin: Robert Spaemann im Gespräch mit Ulrike Timm

Der Philosoph und Katholik Robert Spaemann hat sich für einen informierenden christlichen Religionsunterricht an den Schulen ausgesprochen. "Wir kastrieren uns einfach geistig, wenn wir das geschichtliche Gewordensein unserer Kultur der Vergessenheit anheimgeben", sagte er. Deshalb sollte das Fach obligatorisch sein - im Gegensatz zu der davon zu trennenden Glaubensunterweisung, meint Spaemann.
Ulrike Timm: Wie halten wir es mit der Religion? Die meisten von uns ziemlich lax, sie sind, wenn überhaupt, dann Weihnachtschristen, und in Ostdeutschland etwa sind gerade mal noch acht Prozent der Bevölkerung überhaupt Mitglied einer Kirche. Andererseits, auch der eingefleischteste Atheist wird nicht bestreiten, wie sehr die christliche Religion unsere Kunst, Kultur und Geschichte geformt hat - über Jahrhunderte. Müssen wir nicht wenigstens kennen, was uns geprägt hat? In Berlin streitet die Initiative "Pro Reli" dafür, dass der Religionsunterricht ein Wahlpflichtfach neben dem Schulfach Ethik sein soll. Ethik ist dort nämlich verbindlich, Religion aber nicht. Über Sinn und Unsinn eines Religionsunterrichts spreche ich jetzt mit einem der wichtigsten deutschen Philosophen und Katholiken, mit Robert Spaemann. Schönen guten Tag!
Robert Spaemann: Guten Tag, Frau Timm!

Timm: Herr Spaemann, Sie treten für einen verpflichtenden Religionsunterricht in den Schulen ein. Warum?
Spaemann: Dazu muss ich sagen, dass ich einen Unterschied mache zwischen einem Religionsunterricht, der die Information über die geistigen Grundlagen unserer Kultur betrifft, und einer Einführung in den christlichen Glauben. Dass das heute mit ein und demselben Unterricht gemacht wird, ist wohl einer der Gründe dafür, dass der Religionsunterricht sehr unbefriedigend ist. Aber ich denke, dass die Information über die wichtigste Grundlage unserer Zivilisation einschließlich der Aufklärung ist, dass diese Information wirklich obligatorisch sein sollte. Ich würde auch, wenn ich mit meiner Familie in Nordafrika leben würde, dann würde ich erwarten, dass meine Kinder einen soliden Unterricht über den Koran bekommen, einfach um das Land zu verstehen, in dem sie leben. Und so, denke ich, sollte auch ein solcher Religionsunterricht, der über die intellektuellen Grundlagen unserer Kultur unterrichtet, obligatorisch sein.

Timm: Aber wie wollen Sie denn Informationen und Glauben sauber trennen in einem christlichen Religionsunterricht? Wie unterrichtet man dann zum Beispiel die Erschaffung der Welt? Als Information, als Glaubensgrund, als Mythos oder als Geschichte?
Spaemann: Es ist zunächst einmal notwendig, dass Schüler, zumindest also in höheren Klassen, eine solide Unterrichtung bekommen, erstens über den biblischen Schöpfungsbericht, über die Vorstellungen, die damit verbunden sind, und über die Geschichte der Schöpfungsidee, die sich aus der Bibel herleitet, über die Jahrhunderte hinweg. Das ist die eine Seite der Sache. Und das andere ist der Religionsunterricht, der nun die Frage stellt: Ja, wie ist es denn, was denken denn die Gläubigen nun, wie es sich in Wirklichkeit verhält mit Schöpfung und Natur? Und eine solche christliche Glaubensunterweisung würde sich der Auseinandersetzung stellen und würde die Fundamentalismusfrage diskutieren und die Materialismusfrage. Und ich denke, das kann überhaupt nicht im selben Unterricht geschehen. Ich bin ja für eine Zweiteilung. Der eine sollte vollkommen frei sein für Schüler, die wirklich ernstliches Interesse am Christentum haben oder die Christen sind. Und in diesem Unterricht muss man sich einlassen auf die Voraussetzungen des christlichen Glaubens und muss dann eingeführt werden in diese Denkweise und was das zu bedeuten hat im Zusammenhang mit der neuzeitlichen Naturwissenschaft. Das müsste ein völlig freier Unterricht sein, eine Art Katechese in der Schule. Und das andere informiert, denn viele Menschen unterschieben heute den Schöpfungsgläubigen einfach Quatsch, weil sie es überhaupt nicht kennen, weil sie sich überhaupt nicht wirklich damit beschäftigt haben. Das sollte nicht sein.

Timm: Der informierende Religionsunterricht, von dem Sie erzählen, der ist ja in gewisser Weise ein Bestandteil des umstrittenen Ethikunterrichts, den alle Schüler aus weltanschaulich verschiedensten Elternhäusern derzeit gemeinsam besuchen. Sollte man dieses Gespräch, dieses ethische Gespräch über Gleichheit, Gerechtigkeit, Freundschaft, Glück, über Glauben und Lebenssinn denn wieder nach Religionszugehörigkeiten auseinanderdividieren?
Spaemann: Ich würde schon sagen, dass diese Fragen doch in engem Zusammenhang mit der Religion gestellt werden sollen. Natürlich, für nicht religiöse Schüler, deren es ja nun heute sehr viele gibt, und Schüler, die auch gar kein Interesse haben, nun tiefer eingeführt zu werden in die christliche Sicht der Welt, für solche Schüler muss es die Möglichkeit geben, daran nicht teilzunehmen. Aber ich meine, es sollte schon eine Zweiteilung sein. Und der eine sollte streng, mit strengen Anforderungen, und der andere hat diesen mehr lebenskundlichen Charakter. Das hat übrigens zur Folge, wenn der Religionsunterricht das übernimmt, dass die Religionslehrer dann oft überhaupt nicht informieren und dass die Schüler spotten. Ich meine, ich habe das an meinen Kindern erlebt, die sagen, der Lehrer, der macht immer nur, was uns gerade interessiert, er zeigt irgendwelche Filmchen, es wird ewig geredet über Abtreibung, über Euthanasie und über so diese aktuellen Themen, hängt uns schon zum Halse heraus. Das heißt, er verliert an Respektabilität, der Religionsunterricht.

Timm: Herr Spaemann, Ihre ganze Philosophie, die stützt sich wesentlich auf den Gedanken von Gott als unsterblichem Gerücht - so lautet auch ein Buchtitel von Ihnen. Warum ist denn Glauben aus Ihrer Sicht vernünftig?
Spaemann: Ich will vielleicht so sagen: Nietzsche, der nun einer der ersten großen Atheisten war, hat gesagt, dass mit dem Verschwinden der Gottesidee auch die Idee von Wahrheit verschwindet und auch die Idee von einer Würde der menschlichen Person verschwindet. Das eine stützt das andere. Und er sagt, es gibt keinen überindividuellen Sinn, wenn es Gott nicht gibt. Und das heißt dann, das Leben hat keinen Sinn, wir müssen ihm einen geben. Das heißt dann natürlich, wir dürfen auch alles tun. Wenn Gott nicht ist, ist alles erlaubt.

Timm: Aber verknüpft man den Glauben nicht auch schlicht sehr mit Nützlichkeit, wenn man sagt, eine humane Gesellschaft sei ohne Religion schwer möglich?
Spaemann: Ja, also Sie haben vollkommen recht, man muss hier sehr vorsichtig sein. Erstens soll man nicht zu viel behaupten. Es ist zwar tatsächlich so, dass drei atheistische Regime im 20. Jahrhundert die größten Verbrechen der Menschheitsgeschichte begangen haben. Sie gingen alle davon aus, dass den Menschen alles erlaubt ist. Aber die Frage, ob Gott existiert oder nicht, ist natürlich letzten Endes nicht mit einem solchen Argument zu beantworten. Entweder er existiert oder er existiert nicht. Dass er existiert, scheint mir allerdings schwer zu umgehen sein, wenn wir unseren Wahrheitsbegriff ins Auge fassen. Wenn ich einen Satz formuliere, wenn ich zum Beispiel sage, Frau Timm und ich haben dieses Gespräch geführt, dann ist das eine ewige Wahrheit. Noch in Millionen Jahren wird es wahr bleiben, dass dieses Gespräch hier stattgefunden hat. Es ist Unsinn zu sagen, irgendwann ist das mal nicht mehr gewesen.

Timm: Aber ich fragte ja danach, ob man Glauben nicht sehr mit Nützlichkeit verknüpft, wenn man davon ausgeht, eine humane Gesellschaft sei ohne Religion nicht möglich.
Spaemann: Zwar kann man diese Frage stellen, aber wenn wir sagen, der Glaube ist nützlich für die Gesellschaft und sogar notwendig, dann heißt es noch nicht, dass er wahr ist. Gregor Gysi zum Beispiel, der sich als Atheist bezeichnet, sagt, dass er einen Schauder bekommt bei dem Gedanken einer unreligiösen Gesellschaft, weil er sagt, es ist nicht auszudenken, was das für Folgen hat. Deswegen glaubt er aber noch nicht.

Timm: Deutschlandradio Kultur, das "Radiofeuilleton" im Gespräch mit dem Philosophen und Katholiken Robert Spaemann über die Bedeutung von Religionsunterricht heute. Herr Spaemann, die christliche Religion hat unser kulturelles Fundament gebaut, aber sie baut ja derzeit nicht recht weiter, trotz einer gefühlten Spiritualität, die Kirchenaustritte übersteigen die Eintritte doch bei Weitem. Steht der Religionsunterricht, verbindlicher zumal, wirklich noch in der gesellschaftlichen Wirklichkeit?
Spaemann: Ja, der Religionsunterricht, zumindest in der Form der Information, also das, was ich gerne obligatorisch sehen möchte, bleibt natürlich. Sie können ja auch sagen, dass also Goethe in unserer Gesellschaft auch keine Rolle spielt und sogar eine viel geringere als der christliche Glaube. Deswegen pflegen wir doch unsere große Tradition, auch die Tradition der Aufklärung, auch wenn die meisten Menschen daran gar nicht partizipieren individuell. Wir kastrieren uns einfach geistig, wenn wir das geschichtliche Geworden-Sein unserer Kultur der Vergessenheit anheimgeben. Das ist die eine Seite der Sache. Und was Sie sagen, dass der christliche Glaube im Augenblick mal in einem Wellental sich befindet, das kann zur Folge haben, dass die Glaubensunterweisung in dem Sinne, von dem ich vorhin sprach, dass die nicht mehr obligatorisch ist.

Timm: Die Fronten in der Berliner "Pro Reli"-Diskussion, die sind ziemlich verhärtet und die wirken bisweilen skurril. Also weder beginnt jenseits des Glaubens die Wüste der Wertelosigkeit, noch sind Kommunionskinder auf Gott gedrillt. So aber bisweilen der Tenor beider Seiten. Liegt die Schärfe dieser Diskussion auch darin begründet, dass es sich um Glaubenssachen handelt?
Spaemann: Die Menschen werden immer scharf, wenn es ihnen um das geht, was sie für wichtig halten. Wenn Sie sehen wollen, worüber Menschen sich die Köpfe einschlagen, dann sehen Sie, was ihnen wichtig ist. Und da möchte ich etwas Provozierendes sagen: Es ist zwar der Religion, insbesondere der christlichen Religion völlig unangemessen, gewalttätig zu sein und beleidigend zu sein, im Gegenteil, der christliche Glaube (Anm. d. Red.: schwer verständliche im Hörprotokoll) verbietet es. Dass dennoch die Menschen die Neigung dazu haben, und zwar nach beiden Seiten, heißt einfach, dass es ihnen noch wichtig ist.

Timm: Sie selbst haben Ihre Kinder vom Religionsunterricht in den 60er-Jahren abgemeldet. Sie und Ihre Familie sind aber gläubige Menschen. Was sagt uns das?
Spaemann: Ja, dass der Religionsunterricht schlecht sein kann und dass es dann besser ist, keinen Religionsunterricht als einen schlechten Religionsunterricht. Woraus ich aber nicht die Folgerung ziehen möchte, rechnen wir nur mit schlechtem Religionsunterricht und melden wir die Kinder ab, sondern machen wir den Religionsunterricht besser.                                 http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/thema/903452/

14. Januar 2009 

Tagesspiegel vom 14.01.2009
Körting will Pro Reli nicht auf Bahnhöfen Senator kritisiert BVG für Erlaubnis zum Sammeln
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Innensenator Ehrhart Körting (SPD) hat die Entscheidung der BVG kritisiert, der Initiative Pro Reli das Sammeln von Unterschriften auf U-Bahnhöfen zu erlauben. Bei einem derart parteipolitisch geprägten Volksbegehren wie dem zur Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen sei es „hoch problematisch“, wenn in eigentlich neutralen öffentlichen Einrichtungen „einseitig in den politischen Meinungsstreit eingegriffen wird“, sagte Körting. Allerdings habe die BVG das Hausrecht.

Der Landesbetrieb – dessen Aufsichtsratschef Finanzsenator Thilo Sarrazin (SPD) ist – rechtfertigt die am vergangenen Freitag erteilte Genehmigung: „Das Thema Ethik- oder Religionsunterricht wird quer durch die Familien diskutiert und geht deswegen alle Fahrgäste an“, sagt BVG-Sprecher Klaus Wazlak. Man könne auch im Anliegen von Pro Reli keine „gegen die Landespolitik gerichtete Tendenz erkennen“, zumal Volksentscheide in der Berliner Verfassung ausdrücklich vorgesehen seien. 

Körting hatte schon vor Wochen den Landesbischof Wolfgang Huber dafür kritisiert, dass dieser in einem offiziell aussehenden Elternbrief über die Schulen für das Volksbegehren geworben hatte. 

Sammlungen in Bahnen und auf Betriebsgelände sind laut den Beförderungsbedingungen der BVG verboten. Eine ähnliche Vorschrift gilt bei der S-Bahn. Sammlungen müssten beantragt werden, sagte ein Bahnsprecher, „und bei uns gab es keine offizielle Anfrage“. Fahrgäste berichten allerdings, dass auch in der S-Bahn bereits Unterschriften für das Volksbegehren gesammelt worden seien. Um die nächste Stufe – einen Volksentscheid – zu erreichen, muss die Initiative bis nächsten Mittwoch rund 170 000 Unterschriften beisammen haben. 

Wenige Tage später startet die nächste Unterschriftensammlung: Ab 26. Januar macht eine Initiative gegen das Rauchverbot in Kneipen mobil. Ob die ebenfalls auf U-Bahnhöfen sammeln darf, sofern sie will, soll laut BVG „eine genaue Prüfung des Einzelfalls“ entscheiden. obs 
http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2704952
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